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1. Nicht Geld allein
Am 13. Dezember 2002 sind die
Würfel beim Gipfeltreffen in Ko-
penhagen endgültig gefallen. Die
Zahl der EU-Länder soll sich am 1.
Mai 2004 fast verdoppeln, von
fünfzehn auf fünfundzwanzig
steigen. Die (West-)Europäische
Union ist gerade dabei, sich in ein
gemeinsames Europa zu verwan-
deln, dessen Bausteine Demo-
kratie und Freiheit, Frieden und
ökonomischer Fortschritt sein sol-
len.

In den zurückliegenden Jahren
und Monaten, als um die Beitritts-
bedingungen gefeilscht wurde,
konnte man sich des Eindrucks
nicht erwehren, dass zwischen Ost
und West ausschließlich ein Vertei-
lungskampf ausgebrochen ist. Es
war die Fixierung auf Zuschüsse
und Quoten, die dazu geführt hat,
dass der Erweiterungsprozess zeit-
weise in Gefahr geriet, seiner Be-
deutung entkleidet zu werden,
und die Auffassung genährt wor-
den ist, bei allem gehe es einzig
und allein ums Geld. 

Gerade im Falle Polens war diese
Wahrnehmung wohl am stärksten
zu vernehmen. Sie verleitete am
Tag nach dem Kopenhagener Gip-
fel die „Frankfurter Allgemeine
Sonntagszeitung” zu der Feststel-
lung, dass „die Verhandlungen
bisweilen der Grenze des Zumut-
baren und zum Unverschämten
ziemlich nahe kamen”, und dieser

schen. Polen allein hat 38,7 Mio.
Bürger – mehr also als die neun
anderen Beitrittsländer zusam-
men.

Großes Land – große Probleme,
dementsprechend groß sind auch
die Emotionen, die der polnische
EU-Beitritt weckt, begleitet von ei-
ner Menge von Fragen und Zwei-
feln, die sich im Vorfeld gerade
dieses Ereignisses ergeben. 
Diese Publikation stellt den Ver-
such dar, den neuen EU-Partner
Polen, seine Ziele, Absichten, Be-
weggründe, Ängste, Hoffnungen
in Bezug auf die EU, auch seine
Sichtweisen der Hoffnungen und
Befürchtungen anderer, den deut-
schen Nachbarn ein wenig näher
zu bringen.

Verhandlungsstil „in Meister-
schaft” gerade von den polnischen
Unterhändlern vorgeführt worden
sei.

Gewiss, auf Polen richtete sich
während der gesamten Beitritts-
verhandlungen vor allem das Au-
genmerk der Medien und der
Menschen in der Alt-EU, allein
schon deswegen, weil Polen das
mit Abstand größte Beitrittsland
dieser Erweiterungsrunde ist. Die
neuen EU-Staaten Malta, Zypern,
Slowenien, Litauen, Lettland oder
Estland haben jeweils weniger Be-
völkerung als Berlin. Mehr noch:
addiert man die Bewohner der EU-
Kandidaten Ungarn, Tschechien
und der Slowakei dazu, ergibt das
insgesamt etwa 36,5 Mio. Men-
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2. EU-Osterweiterung – 
muss das denn sein?

Der Begriff „EU-Osterweiterung”
hat sich längst eingebürgert und
wird wahrscheinlich, ob wir ihn
mögen oder nicht, bis in alle Ewig-
keit als griffige Kurzformel zur Be-
schreibung des EU-Beitrits der ehe-
mals kommunistischen Länder die-
nen. Diese Bezeichnung erzeugt
jedoch den Eindruck, dass es sich
um einen Vorgang handelt, der
vergleichbar sei mit den bisheri-
gen EU-Erweiterungen um Groß-
britannien, Irland und Dänemark
(1973), Griechenland (1981), Spa-
nien und Portugal (1986), die ehe-
malige DDR (1990), Österreich,
Finnland und Schweden (1995). 

Die Bezeichnung „Erweiterung”
wird jedoch dem Ausmaß des Vor-
habens nicht im entferntesten ge-
recht, denn hier geht es darum,
dass 15 Länder Westeuropas mit
mindestens acht, später mit 15
oder gar 20 mittel- und osteu-
ropäischen Staaten eine Union bil-
den sollen. Am 1. Mai 2004 wer-
den die ersten acht von ihnen (plus
Malta und Zypern) der EU bei-
treten. Das ist keine Erweiterung
mehr. Nein, hier haben wir es mit
der Vereinigung Europas zu tun! 

Nur so kann die Teilung des Konti-
nents, besiegelt im Februar 1945
von den drei Siegermächten So-

wjetunion, USA und Großbritanni-
en in Jalta, dauerhaft überwunden
werden. Nur so kann das bewähr-
te EU-Prinzip des Ohne-Einander-
Nicht-Könnens, um das Gegenein-
ander unmöglich zu machen, auf
den Osten des Kontinents ausge-
dehnt werden. Nur so kann man
erfolgreich fortfahren mit der
langsamen Angleichung der Le-
bensstandards, mit der Sanierung
der oft genug katastrophalen Hin-
terlassenschaft des Kommunismus,
ob Ökologie, Industrie oder gar
die vom kommunistischen Totali-
tarismus geprägte Lebensphiloso-
phie vieler Menschen im Osten.
Das ist notwendig, um große
Fluchtbewegungen, gefährliche
Konflikte und von Hoffnungslosig-
keit begletete Zerfallserscheinun-
gen zu verhindern. 

Es gibt jedoch noch einen zweiten
Grund, der vor allem der Alt-EU
wichtig sein müsste. Die euro-
päische Integration wird manch-
mal mit dem Fahrrad fahren verg-
lichen – das Rad kippt nur so lange
nicht, wie man auf die Pedale tritt.
Eine EU, die sich keinen neuen
Herausforderungen stellt, ob Euro,
ein EU-Verfassungsvertrag, Re-
form der gemeinsamen Agrarpoli-
tik oder eben die Osterweiterung,
ist dazu verurteilt, nur Besitz-
standswahrung zu pflegen. Man-
che sprechen gar von einem „EU-

Inzest”, den die reichsten Staaten
Europas in einem solchen Fall be-
treiben würden. Besitzstandswah-
rung würde bedeuten: eine immer
größere Abschottung, kein An-
sporn zu inneren Reformen, Still-
stand und Zerfallserscheinungen,
gepaart mit der um sich greifen-
den, lähmenden Überzeugung,
„am Ende der Geschichte” ange-
kommen zu sein. 

Die EU braucht neue Herausforde-
rungen, um nicht sklerotisch zu
werden.

3. Was hat denn 
Deutschland davon?

Man muss kein intimer Kenner der
Bundesrepublik sein, um bei ei-
nem Deutschlandbesuch sehr
schnell festzustellen, dass die
Deutschen der EU-Osterweiterung
(bleiben wir bei dem eingebürger-
ten Begriff) zu einem erheblichen
Teil skeptisch, und nicht wenige
gar ablehnend gegenüberstehen.
Ergebnisse von Meinungsumfra-
gen bestätigen das.

Gäbe es in Deutschland eine Volks-
befragung zu diesem Thema, viel-
leicht sogar eine, bei der die Bür-
ger auf einer Liste die Beitrittslän-
der, die sie in der EU sehen wollen,
ankreuzen könnten, stünde wahr-
scheinlich gerade die künftige 
Mitgliedschaft Polens zumindest
ernsthaft auf der Kippe. 

Einem Außenstehenden fällt
schnell auf, dass viele Menschen in
Deutschland die EU-Aufnahme der
östlichen Nachbarn als einen Ge-
fallen, einen Dienst sehen, den der
reiche Westen diesen Staaten er-
weist. Die politische Korrektheit
und der gute Wille gebieten es, of-
fiziell dafür zu sein, aber, das wird
oft in die Debatte eingeworfen,
kommt diese Erweiterung nicht
doch zu schnell, wird sie die EU
nicht schädigen, wird sie den eige-
nen Wohlstand, den sozialen Frie-
den, die innere Sicherheit in
Deutschland nicht ernsthaft ge-
fährden?
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Diese Skepsis ist weit verbreitet
und dennoch trägt die deutsche
Politik die EU-Osterweiterung mit.
Kein deutscher Politiker von Rang
und Namen hat sich je dazu hin-
reißen lassen, in einem der vielen
Wahlkämpfe der letzten Jahre mit
diesem Thema auf Stimmenfang
zu gehen, obwohl sich mit War-
nungen oder gar mit einer Ableh-
nung der EU-Osterweiterung in
Deutschland durchaus Stimmen
gewinnen ließen. 

Woher rührt dieser Widerspruch:
die deutsche Politik unterstützt ein
Vorhaben, das, laut Umfragen, in
Deutschland nur bedingt, wenn
überhaupt, mehrheitsfähig ist?

Die alte Bundesrepublik verdankte
es vor allem ihrer EU-Mitglied-
schaft, dass sie von Dänemark im
Norden über Benelux und Frank-
reich im Westen bis nach Öster-
reich im Süden sämtlich von Staa-
ten umgeben war, in denen der
Lebensstandard, das Preisniveau,
die politischen und ökonomischen
Verhältnisse den deutschen sehr
ähnlich waren.

Es waren und sind demokratische,
berechenbare, Deutschland wohl-
gesonnene Staaten. Die Nachbar-
schaft zu ihnen weist seit langem,
trotz mancher tragischer histori-
scher Erfahrung, keine Spannun-
gen auf. 

Wer von Deutschland aus den
Grenzübertritt nach Holland mit
dem nach Polen vergleicht, spürt
sofort und in jeder Hinsicht den
Unterschied.

Nach der deutschen Vereinigung
haben die deutsche Politik, Wirt-
schaft, die intellektuelle Elite des
Landes die Verwandlung Deutsch-
lands in ein EU-Binnenland als ei-
nes der wichtigsten Ziele der deut-
schen Außenpolitik ins Visier ge-
nommen.

Deutschland will künftig auch im
Osten von einer Nachbarschaft
profitieren, die der im Westen
ähnelt. Es will seine Randlage an
der Peripherie des Westens auf

4. Warum will Polen 
in die EU? 

An deutschen Stammtischen mag
diese Frage schnell beantwortet
sein: die wollen uns ans Geld. Doch
wer so argumentiert, verkennt die
Situation, denn es gibt vielerlei
Gründe, die aus polnischer Sicht
für einen EU-Beitritt sprechen.

Der erste Grund. Die Lage Polens
ist durchaus mit der Situation Spa-
niens, Portugals oder Griechen-
lands Ende der 70er Jahre ver-
gleichbar. Nach dem Ende der Dik-
taturen dort haben sich die demo-
kratischen Politiker dieser Länder
für einen raschen EU-Beitritt aus-
gesprochen, weil sie verhindern
wollten, dass ihre Staaten auf Dau-
er am Rande Europas vor sich hin-
dämmern. „Am Rande Europas”
das war nicht geographisch ge-
meint. Es ging darum, diese Län-
der in den Hauptstrom der euro-
päischen Politik, in die Familie der
demokratischen Staaten Europas
zu integrieren. 

Wer zum Beispiel Portugal noch
Anfang der 80er Jahre besucht
hat, der kann sich vorstellen, wie
das Land heute ohne den EU-Bei-
tritt aussähe. Ein bedeutungsloses,
armes Ferienparadies, weit, weit
hinter den Pyrenäen gelegen, des-
sen Bürger des ständigen An-
kämpfens gegen die Rückständig-
keit ihrer Heimat müde, wahr-
scheinlich zu einem beachtlichen
Teil, wie in den 60er und 70er Jah-
ren, ihr Glück in den reichen Län-
dern des Kontinents suchen wür-
den. Einem solchen Schicksal
möchte auch Polen nach dem Ende
des Kommunismus entgehen.

Der zweite Grund. Die Aussicht
auf den EU-Beitritt diszipliniert
ungemein, zwingt dazu, die De-
mokratie zu pflegen, eventuelle
Konflikte mit Nachbarn beizule-
gen, Minderheitenrechte zu wah-
ren. Man kann reinen Gewissens
sagen, dass das Streben in die EU
die heutigen ostmitteleuropäi-
schen Staaten und ihre Bewohner
von vorn herein davon abgehalten
hat, den jugoslawischen Weg zu

Dauer loswerden, und die sich aus
dieser Randlage ergebenden Pro-
bleme – Wohlstandsgefälle, Men-
schenschmuggel, Lkw-Staus, die
aufwändige und teure Grenzüber-
wachung. Deutschland möchte sie
um einige Hundert Kilometer in
Richting Osten von sich schieben,
was man als ein durchaus legitimes
Ziel der deutschen Politik sehen
sollte.

Die neuen Problem-Bundesländer
Mecklenbung-Vorpommern, Bran-
denburg und Sachsen werden sich
von EU-Randgebieten in EU-Bin-
nenregionen verwandeln, mit al-
len sich daraus auf mittlere und
lange Sicht ergebenden günstigen
Folgen. Die zu erwartende Moder-
nisierung der veralteten Infra-
struktur der neuen EU-Länder im
Osten wird überwiegend unter In-
anspruchnahme von EU-weiten
Ausschreibungen durchgeführt
werden.

Es gilt in den nächsten Jahrzehn-
ten, Tausende von Kilometern
neuer Straßen zu bauen, Kläran-
lagen und Kanalisationen zu sa-
nieren, Eisenbahnen zu moderni-
sieren, eine fachkundige Beratung
von enormem Umfang bei all die-
sen Projekten zu gewährleisten
usw., usf. Unzählige deutsche Fir-
men werden an diesen Projekten
mitarbeiten und so die den neuen
EU-Mitgliedern von der Alt-EU zur
Verfügung gestellten Modernisie-
rungsfonds mit abschöpfen. 

Es ist gerade Deutschland, das mit-
tel- und langfristig zu den größten
Nutznießern der EU-Osterweite-
rung zählen wird, auch wenn man-
che Deutsche es nicht so sehen. Die
deutsche Politik hat diesen Nutzen
vor Augen, wenn sie das Vorhaben
unterstützt. Es ist zu umfangreich,
zu kompliziert, innenpolitisch zu
umstritten, zu teuer, zu anstren-
gend, als das man es nur mit dem
Willen rechtfertigen könnte, den
Nachbarländern im Osten einen
Gefallen zu erweisen oder etwa
den aus der Geschichte resultieren-
den moralischen Verpflichtungen
gerecht zu werden.
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gehen. Allein die Existenz einer al-
les in allem erfolgreichen, erstre-
benswerten EU in unmittelbarer
Nachbarschaft hat erheblich dazu
beigetragen, dass der Übergang
vom Kommunismus zur Demokra-
tie in Ostmitteleuropa erstaunlich
friedlich verlief. Es gab eben die
EU als eine Vision, die die Völker
und die politischen Führungen vor
mancherlei Versuchung bewahrte,
den Pfad der Vernunft zu verlas-
sen.

Der dritte Grund. Der Übergang
vom Kommunismus zur Marktwirt-
schaft wird von enormen Verände-
rungen, Spannungen, sozialen
Härten begleitet. Menschen, die,
wie im Falle Polens, durch Krieg
und Kommunismus riesige Entbeh-
rungen haben hinnehmen müssen,
merken nach einem kurzen Frei-
heitstaumel sehr schnell, dass nicht
der erhoffte Wohlstand ausbricht,
sondern dass das Ende des Kom-
munismus den Beginn enormer
Probleme markiert. 

Der bevorstehende EU-Beitritt gibt
diesen unumgänglichen Entbeh-
rungen und schmerzhaften Um-
stellungen einen Sinn, was für die
Stabilität des Landes von unge-
heurer Bedeutung ist. 

Der vierte Grund. Sowohl ein be-
vorstehender wie auch der vollzo-
gene EU-Beitritt entziehen viele
schwierige Entscheidungen, viele
notwendige, doch schmerzhafte
Maßnahmen weitgehend dem Zu-
griff und der Auseinandersetzung
in der polnischen Innenpolitik.
Vieles muss getan werden, weil es
zum EU-Standard gehört. Das be-
schleunigt die Modernisierung,
zwingt zum Handeln. Gleichzeitig
werden diese Maßnahmen durch
Gelder unterstützt, die manche so-
ziale Härten abzufedern helfen.
Ohne den EU-Beitritt bleibt Polen
allein mit seinen Problemen, die es
ja sowieso hat und die so oder so
gelöst werden müssen. 

5. Gestern Moskau, morgen
Brüssel – adieu polnische
Souveränität?

Die Frage der Unabhängigkeit, der
staatlichen Souveränität hat eine
große Bedeutung in einem Land
wie Polen, das 123 Jahre lang (von
1795 bis 1918) dreigeteilt war und
nach nicht ganz 21 Jahren Unab-
hängigkeit (zwischen 1918 und
1939) wieder für 50 Jahre (bis
1989) seine Freiheit verlor. Die Po-
len haben in den großen, nationa-
len Aufständen von 1794, 1830,
1861, 1918–22 (in Großpolen und
drei Mal in Oberschlesien), 1944
(in Warschau) und auf Grund der
deutschen und sowjetischen Aus-
rottungspolitik im Zweiten Welt-
krieg, einen geradezu unvorstell-
bar hohen Blutzoll für ihre Freiheit
entrichtet. Unabhängigkeit und
staatliche Souveränität sind in Po-
len sehr kostbare Güter. Sollen sie
nun, wie die polnischen EU-Geg-
ner behaupten, „auf dem Götzen-
altar der europäischen Integration
geopfert werden”?

Nach 1989 sah es eine gewisse Zeit
lang so aus, als würden sich die
beiden Teile Europas in zwei ent-
gegengesetzte Richtungen ent-
wickeln. Während die Staaten
Westeuropas zunehmend auf Inte-
gration setzten und immer mehr
Souveränitätsrechte an die EU ab-
gaben, waren die Völker Osteuro-
pas damit beschäftigt, „die Klein-
staaterei”, wie man es manchmal
im Westen zu sagen pflegte, aufle-
ben zu lassen. Alle drei föderati-
ven kommunistischen Staaten –
die Tschechoslowakei, Jugoslawi-
en und die Sowjetunion zerfielen,
die verhältnismäßig einfach struk-
turierte Landkarte des kommuni-
stischen Osteuropas verwandelte
sich um 1990 in einen Flickentep-
pich, zusammengesetzt aus vielen
gerade entstandenen, überwie-
gend kleinen Ländern mit eigenen
Flaggen, Währungen, Briefmar-
ken, Reisepässen, Armeen usw.

Dieser Drang zur Wiedererlangung
staatlicher Souveränität war nach
den Jahrzehnten der Unfreiheit et-
was sehr Natürliches und stand, so
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paradox das auch klingen mag, in
keinem Widerspruch zum Willen,
an der europäischen Integration
teilzunehmen. Um an die EU Sou-
veränität abzugeben, muss man sie
erst einmal überhaupt besitzen.
Jetzt sind diese jungen Demokrati-
en dabei, auf Teile ihrer Souverä-
nität freiwillig zu Gunsten der EU
zu verzichten, was in Volksbefra-
gungen und durch frei gewählte
Parlamente beglaubigt wird.

Was jedoch stärkt die Unabhängig-
keit, zum Beispiel Polens, mehr: ein
Beitritt oder ein Nichtbeitritt zur
EU? Wenn man bedenkt, dass
heute 75 Prozent des polnischen
Außenhandels auf die EU entfallen,
dass Polen eine knapp 500 km lan-
ge Grenze mit der EU verbindet,
dann sieht man auch die hohe Ab-
hängigkeit von der EU, in der sich
ein Land wie Polen schon heute be-
findet. Die EU fällt viele große und
kleine Entscheidungen, von denen
nicht wenige im Guten wie im
Schlechten auch Polen berühren.
Ob neue Veterinärbestimmungen,
zeitweilige Einfuhrbeschränkun-
gen für Erdbeeren oder Fluglärmli-
mits – das EU-Nachbarland Polen
kann sie nur zur Kenntnis nehmen,
mitgestalten kann es sie nicht. Es
wird zum Gegenstand der EU-Poli-
tik – darf einzig auf die aus Brüssel
kommenden Impulse reagieren, in
Brüssel in eigener Sache agieren
kann es nicht. Nur am gemeinsa-
men EU-Tisch sitzend kann man die

Als man im Osten Europas die EU
nur aus der Ferne betrachten
konnte und an den Beitritt Polens
nicht zu denken war, überwog im
Osten die Überzeugung, die EU sei
vor allem eine spendable Moderni-
sierungs- und Sanierungsagentur.
Mehr als ein Jahrzehnt dauert in-
zwischen die Annäherung an die
EU, doch an die Bräuche des War-
schauer Paktes und des Comecon
gewöhnt, wo einmal, zumeist in
Moskau, gefasste Beschlüsse nie in
Frage gestellt wurden, haben viele
Menschen aus dem ehemaligen
kommunistischen Machtbereich
auch heute noch Mühe zu verste-
hen, „wie der Hase in der EU
läuft”. Ihnen kommt die EU oft vor
wie ein bunter arabischer Basar,
auf dem lauthals und unerbittlich
gefeilscht wird, wo man sich, je
nach Interessenlage, gegenseitig
beschimpft oder auf die Schultern
klopft, oft auch „endgültig” weg-
geht, um dann doch gleich wieder-
zukommen und das Geschäft zu
besiegeln. Hier gilt das gesagte Po-
litikerwort nicht viel, Bündnissse
wechseln innerhalb der EU je nach
Bedarf, Kompromisse gelingen
meistens nur dann, wenn der aller-
kleinste gemeinsame Nenner ge-
funden ist. 

Aus all dem schlau zu werden, fällt
nicht leicht, aber der Basar blüht,
und offenbar lohnt es sich hier, ei-
nen eigenen Stand zu haben. Er-
ging es jemals einem Staat nach
dem EU-Beitritt schlechter als zu-
vor? Diese Frage ist zugleich eines
der wichtigsten Argumente der
EU-Befürworter in Debatten mit
hartnäckigen EU-Gegnern in Po-
len.

Meinungsumfragen brachten seit
Jahren beständige Ergebnisse. Die
Zahl der EU-Befürworter schwank-
te zwischen 60 und 70 Prozent, die
Zahl der Gegner überstieg nie die
25-Prozent-Marke, unentschieden
waren etwa 10 bis 20 Prozent der
Bürger.

Dieses aus der Sicht der EU-Befür-
worter durchaus zuversichtliche
Bild wurde jedoch vor dem in Po-
len für den 7. und 8. Juni 2003 an-

eigenen Belange mitbestimmen, ei-
gene Interessen wahrnehmen.

Doch es gibt noch einen zweiten
wichtigen Gesichtspunkt. Einer-
seits gibt der polnische Staat einen
Teil seiner Souveränität nach Brüs-
sel ab. Andererseits jedoch ge-
winnt das Land sehr viel Souverä-
nität dazu, denn nun entscheidet
Polen z. B. durch sein Abstim-
mungsverhalten über deutsche, iri-
sche oder portugiesische Belange,
mit denen es als ein Nicht-EU-Land
nie in Berührung kam. Der Verlust
von Teilen nationaler Souveränität
wird also durch einen enormen Zu-
gewinn an europäischer Souve-
ränität ersetzt. 

Und noch eins: Wenn sogar ein
solch kleiner Staat wie Luxemburg
durchaus in der Lage ist, seine In-
teressen in der EU durchzusetzen,
warum eigentlich sollten die viel
zahlreicheren Polen es den Luxem-
burgern nicht gleichtun?

6. Befürworter, Gegner,
Gleichgültige – wie die
Polen zur EU stehen

Die große EU-Begeisterung vom
Anfang der 90er Jahre, als bis zu
90 Prozent der Bürger den Beitritt
befürworteten, ist längst vorbei.
Je konkreter die Verhandlungen
wurden, umso größer war die
Ernüchterung.
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gesetzen EU-Referendum ernst-
haft durch einen Umstand ge-
trübt: die Beteiligung. Die Nei-
gung, an Volksbefragungen, Kom-
munal-, Parlaments- oder Staats-
präsidentenwahlen teilzunehmen,
ist seit 1989 eher schwach ausge-
prägt, zumeist gehen um die 50
Prozent der Berechtigten zu den
Urnen. Politikverdrossenheit, Pro-
testverhalten, Trotzhaltungen,
Desinteresse an der Politik, soziale
Unbeholfenheit sind die von polni-
schen Soziologen immer wieder
festgestellten Gründe für die ver-
hältnismäßig hohe Wahlabstinenz. 

Leider gibt es in den ehemals kom-
munistischen Ländern, die gewese-
ne DDR mit eingeschlossen, auch
eine durchaus ausgeprägte Nei-
gung, bei Umfragen Antworten
anzugeben, von denen man
meint, sie seien politisch korrekt
(die Teilnahme am Referendum
fiel eindeutig in diese Kategorie)
und anschließend das Entgegen-
gesetzte zu tun (in diesem Fall zu
Hause zu bleiben). Der Abstim-
mungsverlauf bestätigte diese Er-
scheinung aufs Neue. Vor dem EU-
Referendum gaben zwar 75 Pro-
zent der erwachsenen Einwohner
Polens an, „ganz sicher” an der
Abstimmung teilnehmen zu wol-
len, am Ende waren es dann knapp
58 Prozent. 

Aus diesem Grund verwandelte
sich die Volksbefragung in eine
Zitterpartie. Die polnische Verfas-
sung von 1997 nämlich erkennt ein
Referendumsergebnis als bindend
an, wenn die Beteiligung bei mehr
als 50 Prozent liegt, anderenfalls
wird eine zweite Volksbefragung
veranstaltet oder es entscheidet
gleich das Parlament.

Es war vorstellbar, dass bei der zu
erwartenden regen Beteiligung
der EU-Gegner und einer niedri-
gen Gesamtteilnahme am Referen-
dum, am Ende ein verfassungs-
rechtlich nicht bindendes Nein zur
EU herauskommen könne, das
durch das Parlament, in dem die
EU-Befürworter in der Mehrzahl
sind, in ein Ja verwandelt werden
würde. Es wäre ein Beitritt „zwei-

ter Klasse”, legal zwar, aber poli-
tisch sehr brisant, weil die EU-Geg-
ner ganz sicher jahrelang noch
den destruktiven Mythos schüren
würden, der Beitritt sei „über den
Köpfen der Nation” vollzogen
worden. So weit ist es nicht ge-
kommen. Bei einer knapp acht-
undfünfzigprozentigen Beteili-
gung sprachen sich etwa 77 Pro-
zent für den Beitritt aus.

Analysen nach dem Referendum
haben sehr geholfen, die polni-
schen EU-Gegner als Gruppe zu
porträtieren. In allen Altersgrup-
pen ab 18 Jahren beträgt ihr An-
teil knapp 20 Prozent, d. h., das Al-
ter spielt bei der Einstellung zur
EU keine Rolle, was die oft
geäußerte These widerlegt: je äl-

ter die Bürger, umso größer die
Präsenz von EU-Gegnern unter ih-
nen. Auch der Wohnort und die
Bildung haben in dieser Frage, wie
sich herausstellte, keine sehr gra-
vierende Bedeutung. Während der
Anteil von EU-Gegnern in den
Großstädten mit über zweihunder-
tausend Einwohnern bei knapp 14
Prozent lag, betrug er auf dem
Lande 26 Prozent. Von den Bür-
gern mit Hauptschulabschluss wa-
ren 25 Prozent gegen die EU, un-
ter den Hochschulabsolventen jeg-
lichen Alters waren 12 Prozent da-
gegen. Die meisten polnischen EU-
Gegner wohnen im östlichen Lan-
desteil (die Gebiete um Bialystok,
Lublin, Rzeszow), aber auch dort
hat der Anteil der Nein-Stimmen,
bis auf sechs Landkreise, nirgend-
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wo die Dreißigprozentmarke über-
stiegen.

Von den im Augenblick im polni-
schen Parlament, dem Sejm, sechs
vertretenen Parteien, hat, laut einer
Umfrage vom Januar 2003, nur
eine, die katholisch- nationalkon-
servative Liga der Polnischen Famili-
en (LPR) eine überwiegend (zu 55
Prozent) EU-feindliche Wähler-
schaft. Sogar die Wähler der populi-
stischen Selbstverteidigung (Sa-
moobrona) des rabiaten Bauernfüh-
rers Andrzej Lepper sind mehrheit-
lich (57 Prozent) für den EU-Beitritt. 

7. Sternkreis und Madonna –
wie passt das zusammen?
Polens Katholische Kirche
und die EU

Kein Thema, bezogen auf den pol-
nischen EU-Beitritt, ruft mehr
Missverständnisse, Befürchtungen
und Spekulationen hervor als die
Haltung der Katholischen Kirche
Polens in dieser Frage. Zwei wider-
sprüchliche Behauptungen wer-
den in diesem Zusammenhang am
häufigsten wiederholt. 

Erste Behauptung: Duch den Bei-
tritt des demonstrativ katholischen
Polen droht der EU eine unver-
meidliche Ideologisierung der poli-
tischen Debatte durch katholische
Eiferer. Es entsteht ein „katholi-
scher Block” aus Irland, Polen,
Malta, Spanien und Italien, der
versuchen wird „das Rad des Fort-
schritts” in Bezug auf die fort-
schreitende Verweltlichung des
Lebens, auf die Freiheit der Ab-
treibung, der Gentechnologie und
der Euthanasie zurückzudrehen.

Zweite Behauptung: Die EU-Inte-
gration Polens wird eine unwei-
gerliche Verweltlichung des Lan-
des zur Folge haben, an deren
Ende die heute überfüllten polni-
schen Kirchen genauso leer sein
werde wie in Deutschland an
Sonntagen.

Beide Pauschalurteile gehen an
der Wirklichkeit vorbei. Einerseits
verdeutlicht das Beispiel Irlands,

These 2: Nach Jahrhunderten der
nationalen Unterdrückung und
den grausamen Verfolgungen
durch Nazis und Kommunisten,
muss Polens einst „schweigende”,
im Widerstand gegen Totalitaris-
mus erfahrene katholische Kirche,
ihren Standort in einer gerade ent-
stehenden pluralistischen polni-
schen Gesellschaft neu bestimmen.
Sie kann dabei aus dem Erfah-
rungsschatz der katholischen Kir-
chen Westeuropas schöpfen, die es
seit langem mit Verweltlichung,
Konsumrausch, Materialismus zu
tun haben. 

These 3: Die polnische Kirche
möchte den europäischen Struktu-
ren beitreten, so wie sie ist und mit
den Errungenschaften, die sie hat.
Europa muss die Kirche in Polen so
akzeptieren, wie sie ist, weil die
Kirche nicht beabsichtige, ihre
Identität auf dem europäischen
Altar zu opfern. Europa sollte
nämlich eine Gemeinschaft sein,
deren Reichhaltigkeit durch die
Vielfalt der sie bildenden Vater-
länder zum Ausdruck kommt.

These 4: Dass die Kirche Europa
auf dem Weg zur Einigung beglei-
tet, ist etwas völlig Normales. Die
EU darf nicht ausschließlich den
Politikern, den Unternehmern und
den Touristen überlassen werden.
Schließlich bildet Europa dank des
Christentums seit Jahrhunderten
ein kulturelles Ganzes. 

These 5: Die Einstellung der Kirche
in Polen zur europäischen Inter-
gration wird entschieden mitge-
prägt durch die eindeutige Pro-
EU-Position des Vatikans; so weit
Bischof Pieronek. 

Gerade die letzte These spricht
eine Erscheinung an, die im papst-
treuen Polen eine wichtige Rolle
spielt: Johannes Paul II. ist ein
großer Befürworter der europäi-
schen Einigung und hat sich in die-
sem Geiste viele Male geäußert. So
z. B. am 22. März 1997 zu einer
österreichischen Parlamentarier-
abordnung in Rom: „Die Kirche
darf niemals für antieuropäische
Demagogie, zum Aufheizen anti-

dass ein EU-Beitritt keineswegs zur
Säkularisierung führen muss. Im-
merhin ist dort, trotz inzwischen
dreißigjähriger EU-Mitgliedschaft,
der sonntägliche Kirchenbesuch
noch mehr verbreitet als in Polen.
Andererseits setzten sich gerade
die meisten polnischen Bischöfe
und Kardinäle am beharrlichsten
für den EU-Beitritt ein. 

Einen wahrer Durchbruch in dieser
Hinsicht war der Besuch einer
großen Abordnung der polnischen
Bischofskonferenz in Brüssel am
4. November 1997. Sofort nach der
Rückkehr beriefen die Bischöfe eine
Pressekonferenz ein, in der sie sich
klar für den Beitritt aussprachen
und sich begeistert zeigten davon,
wie sehr sich die EU-Institutionen
von den Grundsätzen der Solida-
rität, der Subsidiarität, der Men-
schenrechte, der Rechtsstaatlichkeit
und der Achtung nationaler Beson-
derheiten leiten lassen. 

Die EU, so war den Aussagen der
Bischöfe zu entnehmen, sei nicht
schuld an den Auswüchsen der
Moderne, vor allem der Massen-
kultur, die in Polen angekommen
sind, längst bevor die Beitrittsver-
handlungen begannen. Schließlich
betreibe die EU weder Hollywood
oder McDonalds, noch die Reeper-
bahn in Hamburg. 

Dem Besuch in Brüssel voraus-
gegangen war am 5. April 1997 ein
in der konservativen Tageszeitung
„Zycie” erschienener und vielbe-
achteter Artikel „Die Kirche für
Europa” des damaligen Sekretärs
des polnischen Episkopats, Bischof
Tadeusz Pieronek. Pieroneks Bei-
trag enthält fünf Thesen, welche
die offizielle Position des polni-
schen Episkopats in der Frage des
EU-Beitritts umschreiben. 

These 1: Polen liegt mitten in Eu-
ropa und kann nicht außerhalb ei-
ner europäischen Struktur bleiben,
die der aussichtsreichste Garant
für die ökonomische Entwicklung
und internationale Sicherheit Po-
lens ist. Polens natürlicher Stan-
dort ist inmitten der Europäischen
Gemeinschaft.
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europäischer Stimmungen miss-
braucht werden. Es gibt keine
Alternative zum vereinigten 
Europa.”

Gut zwei Wochen vor dem EU-Re-
ferendum in Polen nahm Johannes
Paul II. in Rom vor etwa zwanzig-
tausend polnischen Pilgern ein-
deutig Stellung für die europäi-
sche Integration: „Es gibt viele
Gegner der Integration. Ich weiß
ihre Sorge um die Erhaltung der
kulturellen und religiösen Iden-
tität unseres Volkes zu schätzen.
Ich teile ihre Beunruhigung ange-
sichts des ökonomischen Kräfte-
verhältnisses, in dem Polen, nach
Jahren des vom alten System be-
triebenen Raubbaus, als ein Land
großer Chancen und geringer
Möglichkeiten erscheint. Ich muss
jedoch noch einmal unterstrei-
chen, dass Polen stets ein wichti-
ger Bestandteil Europas war und
sich heute aus dieser Gemeinschaft
nicht ausschließen kann. Einer Ge-

meinschaft, die zwar auf verschie-
denen Ebenen Krisen durchlebt,
gleichzeitig jedoch eine Völkerfa-
milie ist, welche der gemeinsamen
christlichen Tradition entstammt.
Der Beitritt zu den Strukturen der
Europäischen Union, gleichberech-
tigt mit anderen Staaten, ist für
unser Volk und die slawischen Bru-
dervölker ein Ausdruck histori-
scher Gerechtigkeit und kann eine
Bereicherung für Europa sein. Eu-
ropa braucht Polen! Polen braucht
Europa!”

Mit dieser Haltung hat die Katho-
lische Kirche in Polen den EU-Geg-
nern, die sich vor allem aus den
nationalkonservativen bzw. katho-
lisch-konservativen Kreisen der Ge-
sellschaft rekrutierten, praktisch
den Wind aus den Segeln genom-
men. Die Aussagen des Papstes
und der Bischöfe in der EU-Frage
waren für die polnischen Katholi-
ken richtungsweisend, hatten je-
doch, anders als in Fragen der

Moral und der Theologie, keinerlei
Bindungswirkung. Es wäre naiv zu
erwarten, das die polnische Kirche,
als eine Gemeinschaft von gut fünf-
zigtausend Klerikalen und vielen
Millionen von Laien, gerade in der
EU-Frage wie ein einheitlicher
Block auftreten wird. Teile des Kle-
rus und ein nicht kleiner Teil der
Laien standen der EU skeptisch bis
feindlich gegenüber. Auf den
Papst und auf die Autorität der
Kirche berufen konnten sie sich je-
doch nicht. Ihr Sprachrohr war der
Sender des in Torun/Thorn an-
sässigen Redemptoristenordens
Radio Maryja, dem der bekannte
Pater Tadeusz Rydzyk vorsteht.  

Ein EU-Beitritt gegen den ent-
schiedenen Widerstand der ge-
samten Kirche wäre in Polen un-
möglich. Um die zum Teil irratio-
nalen, aber durchaus realen Äng-
ste der polnischen katholischen
Öffentlichkeit vor der EU zu bändi-
gen, ließ die polnische Regierung,
ähnlich wie es schon zuvor die Re-
gierungen Irlands und Maltas ge-
tan haben, in einer einseitigen Er-
klärung verlauten, Polen werde
sich in keiner Weise gebunden
fühlen an etwaige künftige EU-Re-
gelungen in der Abtreibungsfrage
und andere juristische Maßnah-
men, welche die menschliche Exi-
stenz unmittelbar berühren (Eu-
thanasie, Gentechnik). Polen be-
halte sich vor, diese Angelegenhei-
ten auf nationaler Ebene zu re-
geln.

Das war notwendig, weil viele
katholische Kreise in Polen immer
wieder mit großer Sorge auf ei-
nen Umstand hinwiesen, der in
ihren Augen eindeutig gegen die
EU sprach. In den 50er und 60er
Jahren, so ihre These, berachtete
die westeuropäische Linke die da-
malige EG mit großem Misstrau-
en, sah in ihr einen weiteren Be-
weis für die grenzüberschreitende
Macht des Monopolkapitals, das
nach mehr Profit und noch mehr
Machtkonzentration in der west-
lichen Welt strebe. Seit den 70er
Jahren, so die These der katholi-
schen EU-Skeptiker, verwarfen die
linksliberalen Kreise Westeuropas
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nach und nach diese weltfremde
Einschätzung und nutzten die EU-
Institutionen zunehmend, um ihre
Vorstellungen in Fragen Moral,
Ehe, Familie, Schutz des ungebo-
renen Lebens durchzusetzen und
als „fortschrittlich” und „europä-
isch” darzustellen. Im Juli 2002
z. B. verabschiedete das Euro-
päische Parlament auf Initiative
der belgischen Sozialistin Anne
van Lancker eine (juristisch nicht
bindende) sehr weit gehende Ent-
schließung über die Zulässigkeit
von Abtreibungen. Und was wird
sein, so die oft gestellte Frage,
wenn die holländischen, belgi-
schen oder schwedischen Rege-
lungen in Sachen Abtreibung, Eu-
thanasie, Adoption von Kindern
durch homosexuelle Paare plötz-
lich Eingang ins EU-Recht finden?
Es galt diese weit verbreiteten
und von entschiedenen EU-Geg-
nern in Polen geschürten Be-
fürchtungen zu entkräften, auch
wenn die EU bisher keine Mög-
lichkeit hat, Regelungen in gera-
de diesen Angelegenheiten den
Mitgliedsländern aufzudrängen.
Darum der offizielle polnische
Vorbehalt.

In Deutschland weitgehend unbe-
merkt, verfolgte die polnische Öf-
fentlichkeit kurz vor und unmittel-
bar nach dem EU-Referendum am
7. und 8. Juni 2003 mit großem En-
gagement die Auseinanderset-
zung um den Gottesbezug in der
Präambel des EU-Verfassungsver-
trages. Am Entwurf dieses Doku-
ments haben in Brüssel, im eu-
ropäischen Verfassungskonvent,
105 Vertreter von 30 Alt- und Neu-
EU-Ländern zwischen Februar
2002 und Juni 2003 gearbeitet. Die
gesamte polnische Delegation
(darunter auch die Sozialdemokra-
ten) schloss sich den Christdemo-
kraten und Konservativen im Euro-
paparlament an. Sie versuchten,
sich der Mehrheit unter Führung
des Konventvorsitzenden und
französichen Alt-Staatspräsiden-
ten Valéry Giscard d'Estaing zu wi-
dersetzen, die auf keinen Fall ei-
nen Bezug zum Christentum in der
künftigen EU-Verfassung zulassen
wollte.

EU-Staaten entscheiden.

Ist das rege Interesse der polni-
schen katholischen Öffentlichkeit
an der Wertediskussion, an Debat-
ten über grundlegende, weltan-
schauliche Probleme, die in West-
europa teilweise als „längst ab-
gehakt” gelten, ist ihre Skepsis ge-
genüber der Moderne ein Ausruck
„religiösen Eiferertums”? Oder
handelt es sich um eine Be-
reicherung, einen Anstoß zu mehr
Nachdenklichkeit in einem zu-
nehmend von Sofortismus und
Machbarkeitskult geprägten Euro-
pa? Man darf sich die Antwort aus-
suchen.

8. Stallknechte und 
Putzfrauen bei den 
Deutschen – Polens West-
gebiete Heim ins Reich?

Ein wichtiger, in Deutschland oft
übersehener oder unterschätzter
Wesenszug der polnischen Wahr-
nehmung von Zukunft und Gegen-
wart ist der historische Bezug aller
wichtigen nationalen Debatten. 

Anders ausgedrückt: wenn sich die
Polen über das Hier und Jetzt un-
tereinander streiten, dann bege-
ben sie sich schnell und gerne in
die Geschichte auf der Suche nach
Argumenten, stellen Vergleiche an
mit Ereignissen aus der Vergan-
genheit.

So entstehen Wegweiser, die hel-
fen sollen, die Klippen der Gegen-
wart zu umgehen. 

Das kann sehr aufbauend sein, wie
im Falle der Solidarność-Bewe-
gung. Ihre grundsätzliche Gewalt-
losigkeit im Widerstand gegen
den Kommunismus war eine Folge
der Überlegung, dass die unge-
heuren Opfer, die Polen während
der großen nationalen Aufstände
von 1792, 1830, 1863 und 1944 er-
bracht hat, diesmal vermieden
werden müssen.

Der Hang zur Historisierung kann
aber auch der Suche nach guten
Lösungen zuwiderlaufen. 

Zwei Argumente für eine invoca-
tio Dei in der EU-Verfassung wur-
den in Polen immer wieder er-
wähnt.

Zum Ersten: Christliche Werte
seien die Grundlage der kulturel-
len Identität Europas, ohne das
Christentum gäbe es das heutige
Europa nicht. 

Zum Zweiten: die Erfahrung ge-
rade des 20. Jahrhunderts lehrt,
dass dem Verstand und der Ratio-
nalität des menschlichen Handelns
Grenzen gesetzt sind. Menschen
sind nicht in der Lage, ein Paradies
auf Erden zu schaffen. Immer
wenn sie es bewusst zu errichten
versuchen, entsteht daraus eine
Hölle. Gerade die Erfahrung des
Kommunismus sollte ein warnen-
des Beispiel dafür sein. Der Gottes-
bezug ist also nicht als ein Glau-
bensbekenntnis zu verstehen, das
sich zudem womöglich gegen an-
dere Religionen wendet, sondern
als ein Hinweis darauf, dass der
Mensch nicht allmächtig ist und
dass es Dinge und Erscheinungen
gibt, die ihm nicht obliegen. 

Dass diese Angelegenheit den Po-
len wichtig war, kann man am Er-
gebnis einer repräsentativen Um-
frage vom Juni 2003 ablesen: 60
Prozent der polnischen Bevölke-
rung sprach sich für den Gottesbe-
zug in der europäischen Verfas-
sung aus, 27 Prozent waren dage-
gen, 13 Prozent hatten keine Mei-
nung. Als Kompromiss schlugen
die polnischen Vetrteter vor, eine
Formel in die EU-Verfassung hin-
einzuschreiben, die der geltenden
polnischen Verfassung von 1997
entnommen war: „Die Werte der
Europäischen Union umfassen die
Wertvorstellungen derjenigen, die
an Gott als die Quelle der Wahr-
heit, Gerechtigkeit, des Guten und
Schönen glauben, als auch der-
jenigen, die diesen Glauben nicht
teilen, sondern diese universellen
Werte aus anderer Quelle ablei-
ten.” Dieser Vorschlag wurde von
der Mehrheit des Konvents abge-
lehnt, über das Problem selbst soll
im Herbst 2003 die Ministerpräsi-
dentenkonferenz der Alt-und Neu-
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Einen großen Einfluss auf die pol-
nische EU-Debatte, vor allem am
Anfang, hatten Abwehrhaltun-
gen. Ihre Quellen waren zu suchen
im defensiven Nationalismus des
18. und 19. Jahrhunderts, als Polen
seinen mächtigen Nachbarn Russ-
land, Preußen und Österreich aus-
geliefert war und schließlich, nach
drei Teilungen, für 123 Jahre (bis
1918) von der Europakarte ver-
schwand. Praktisch sah das nach
1989 so aus, dass Bedrohungen aus
der Vergangenheit in die Gegen-
wart übertragen wurden. Hier war
die Angst beheimatet, ein großzü-
giges Bodenrecht müsse zum
„Ausverkauf” polnischen Bodens
oder gar zur „Wiedereindeut-
schung” Schlesiens, Pommerns und
des ehemaligen Ostpreußen
führen. Hier spielte vor allem die
Erinnerung an die deutsche Sied-
lungskommission eine wesentliche
Rolle. Von der Regierung in Berlin
mit einem Ansiedlungsgesetz samt
einer Enteignungsklausel und viel
Geld ausgestattet, übernahm diese
Kommission im Rahmen einer
breit angelegten Germanisie-
rungsaktion, bis zum Beginn des
Ersten Weltkrieges polnischen
Grundbesitz in den preußischen
„Ostmarken” und gab das Land an
deutsche Siedler weiter.  

Verstärkt wurde diese Angst da-
durch, dass die polnischen Bewoh-
ner der ehemaligen deutschen
Ostgebiete über keine im Grund-
buch eingetragenen Eigentumsti-
tel verfügten. Viele von ihnen ha-
ben in den ehemaligen polnischen
Ostgebieten, die die Sowjetunion
nach 1945 einbehalten hat, unbe-
schränktes Eigentum aufgeben
müssen. Zum Ausgleich bekamen
sie 99jährige Pachtverträge vom
polnischen kommunstischen Staat,
der das gesamte deutsche Eigen-
tum nationalisert hat und aus
ideologischen Gründen den Privat-
besitz nicht fördern wollte.

Nach polnischem Recht fällt das Ei-
gentum nach 99 Jahren auf den Ei-
gentümer (also den Staat) mitsamt
der auf dem Grundstück errichte-
ten Immobilien zurückNach Polens
EU-Beitritt, so die von polnischen

EU-Gegnern nach Kräften genähr-
te und Mitte der 90er Jahre weit
verbreitete Befürchtung, würden
die deutschen Eigentümer zurück-
kommen. Mit ihren alten, in der
Vorkriegszeit bei deutschen Ge-
richten vorgenommenen Grund-
bucheintragungen würden sie vor
dem Europäischen Gerichtshof auf
Rückgabe klagen und – weil Polen
ja EU-Recht übernommen haben
würde – Recht bekommen.
Schließlich seien ihre Grundbuchti-
tel höherwertiger als die polni-
schen Pachtverträge. Gefördert
wurde die Panik zu dem durch
kleine, rechtsradikale Vertriebe-
nenzirkel, die entsprechende „Ei-
gentumsvorbehalte” und „Warn-
briefe” an polnische Eigentümer
und Ämter in den ehemaligen
deutschen Ostgebieten verschick-
ten. Im Eilverfahren änderte das
Parlament 1998 das Pachtrecht.
Vor den Gemeinde- und Grund-
buchämtern, die die Umwandlung
in verbriefte Eigentumstitel vorzu-
nehmen haben, bildeten sich lan-
ge Schlangen. Dass das EU-Recht
nicht rückwirkend angewandt
werden kann und sich nicht zur Lö-
sung von historisch bedingten
deutsch-polnischen Problemen
eignet, wurde während der lan-
gen öffentlichen Debatte in Polen
oft genug wiederholt, aber die
zwar irrationalen, doch sehr rea-
len Ängste waren einfach stärker. 

Auch Immobilienerwerb durch
Ausländer ist für viele Polen ein
brisantes Thema. Weil selbst in at-

traktiven Gegenden die Grund-
stückspreise, verglichen mit den
westeuropäischen, niedrig sind,
wurden Landspekulationen im
großen Stil befürchtet. EU-Gegner
beschworen die Gefahr einer
schleichenden Re-Germanisierung
der schönsten Teile Pommerns und
Masurens. Gehässig sprach der
Volksmund davon, dass die dorti-
gen polnischen Bewohner bald
nur noch Bürger zweiter Klasse
sein werden, die sich ihr Brot als
Stallknechte, Gärtner und Putz-
frauen bei den neualten deut-
schen Eigentümern verdienen wer-
den. Bis jetzt jedoch kann von ei-
nem „Großausverkauf” keine
Rede sein. Zwischen 1990 und
2002 haben Ausländer vom polni-
schen Innenministerium 18.200
Genehmigungen für den Kauf von
34.000 Hektar Land bekommen,
d. h. gerade mal 0,1 Prozent der
Gesamtfläche Polens gehören Aus-
ländern.

Dennoch waren die Ängste stär-
ker, und so sah sich am Verhand-
lungsbeginn mit der EU die dama-
lige polnische Regierung gezwun-
gen, eine Übergangsfrist von 18
Jahren zu fordern, in denen Land-
kauf in Polen für EU-Bürger, wie
heute auch, genehmigungspflich-
tig bleiben sollte. Am Ende sieht
der polnische EU-Beitrittsvertrag
vor, dass Polen noch während ei-
ner Übergangszeit von 12 Jahren
den Verkauf von land- und forst-
wirtschaftlichen Flächen an EU-In-
teressenten beschränken darf.

Polen, Deutschland und die EU-Osterweiterung

16

Zeichnung Rafal Zawistowski, Zycie, 2000



Landwirte aus der EU, die sich in
Polen niederlassen wollen, dürfen
Flächen erst erwerben, wenn sie
diese zuvor mindestens 3 Jahre
lang gepachtet haben. Für den
Kauf von Zweitwohnsitzen und Fe-
rienhäusern in Polen wurde eine
Übergangsfrist von 5 Jahren ver-
einbart. Einschränkungen für In-
vestoren, die etwa Fabriken bauen
wollen, soll es von Anfang an nicht
geben.

Diese Einschränkungen mussten
aus psychologischen Gründen sein,
denn es brachte z. B. wenig, dar-
auf hinzuweisen, dass vor allem im
Norden und Westen des Landes,
wo die früheren kommunistischen
Staatsgüter Pleite gegangen sind,
Flächen brach liegen und ausländi-
sche Landkäufe diesen Gegenden
nur zugute kommen können. Ge-
nausowenig beachtet wurden Ar-
gumente, dass sich ausländische
Grundstückskäufer an polnische
Gesetze halten, Steuern in Polen
bezahlen müssen, und dass sich ihr
Wohlergehen mit dem ihrer polni-
schen Nachbarn aufs engste ver-
knüpft. Am Ende musste die Poli-
tik akzeptieren, dass einfach Zeit
vergehen muss, bis sich Menschen
an die neue Situation gewöhnen.

9. Nehmen die Polen 
den Deutschen 
die Arbeit weg? 

Mit nichts kann man so gut Politik
betreiben wie mit Angst, dieser
Wahrspruch gilt nicht nur in Polen.
Jahrelang fehlte es in Deutschland
nicht an lauten Stimmen, die vor
den angeblich verheerenden Fol-
gen der EU-Osterweiterung für
den deutschen Arbeitsmarkt warn-
ten. Als ein Randstaat des Wes-
tens, so das Argument, werde vor
allem Deutschland einer gefähr-
lichen Zuwanderungswelle aus-
gesetzt sein und müsse dringend
etwas dagegen unternehmen. Um
der heraufziehenden populisti-
schen Angstmache vorzubeugen,
stellte der deutsche Bundeskanzler
im Dezember 2000 ein Fünf-
Punkte-Programm vor, das vor
allem eine sieben Jahre dauern-

de Beschränkung der Freizügig-
keit für Arbeitnehmer aus den
künftigen EU-Mitgliedsstaaten
vorsah.

Eine fast neunzehnprozentige Ar-
beitslosigkeit in Polen und die Tat-
sache, dass in der polnischen Ar-
beitsstatistik etwa eine halbe Milli-
on Bürger als „Saisonarbeiter im
Ausland” geführt werden, schien
den Warnern in Deutschland Recht
zu geben. Es sind Wochen- oder
Monatspendler sowie Saisonkräf-
te, die in der Landwirtschaft, im
Hotel- und Gaststättengewerbe,
als Pfleger, Reinigungskräfte, Ma-
ler, Fliesenleger und nicht selten
einfach als „Alleskönner” in West-
europa Geld verdienen, um es
anschließend in Polen, wo ihre Fa-
milien auf sie warten, auszugeben.
Ein Teil von ihnen arbeitet legal,
ein Teil illegal, und sie füllen vor
allem Nischen auf dem west-
europäischen Arbeitsmarkt aus,
die für Einheimische finanziell
nicht verlockend genug geworden
sind.  

Die EU-Außengrenze, die von Po-
len aus seit 1991 ohne Visa über-
schritten werden kann, stellte für
sie kein Hindernis dar. Sie mussten
jedoch Fähigkeiten mitbringen,
um Arbeit zu bekommen. Dazu
gehören:

1. Mobilität und die Bereitschaft,
lange Zeit fern von Familie und
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Heimat unter oft beschwer-
lichen Bedingungen zu arbeiten
und zu wohnen.  

2. Wenigstens minimale Sprach-
kenntnisse.

3. Eine oder mehrere Qualifikatio-
nen, die mindestens so gut sind,
wie die Qualifikationen der ört-
lichen Arbeitnehmer.

4. Sehr gute körperliche Kondition
und Ausdauer, die bei der Ver-
richtung vieler Arbeiten unab-
dingbar sind. 

Der Vorrat an solchen Arbeits-
kräften ist auch in Polen nicht un-
begrenzt, so dass man sagen kann,
dass diejenigen, die gehen wollten
und konnten, bereits in Westeuro-
pa angekommen sind. 

Es ist zudem kaum vorstellbar, dass
es plötzlich eine Lawine von Mi-
granten geben wird, die ihre
Wohn- und Arbeitsstätte nach
Deutschland werden verlegen wol-
len. Sowohl die Lage auf dem deut-
schen Arbeitsmarkt, wie auch schon
allein die Tatsache, dass das Einstel-
lungsgespräch auf Deutsch stattfin-
det, sprechen eher dagegen. 

Geradezu abenteuerlich hören sich
Prognosen an, die an manchen
deutschen Stammtischen entste-
hen und besagen, Firmen würden
z. B deutsche Monteure oder Fach-

Zeichnung Jacek Gawlowski, Gazeta Wyborcza, 2002



arbeiter entlassen, um billigere
polnische oder tschechische einzu-
stellen. Unter Tarif wäre das nicht
möglich und der Widerstand der
Gewerkschaften sowie das voraus-
sehbare negative Echo eines sol-
chen Schrittes in den örtlichen Me-
dien und bei den Kunden, dürfte
für die deutsche Firma Grund ge-
nug sein, ein solches Vorhaben zu
unterlassen.

Um jedoch die Ängste, vor allem in
Deutschland und Österreich, ein-
zudämmen, hat man sich in Bezug
auf die Öffnung des EU-Arbeits-
marktes mit den Beitrittsländern
auf die 2+3+2-Jahre-Lösung ge-
einigt. Jedes Alt-EU-Land ent-
scheidet selbst, wann es seinen Ar-
beitsmarkt öffnet. Dänemark,
Griechenland, Großbritannien,
Holland, Irland und Schweden
wollen das sofort am 1. Mai 2004
tun. Belgien, Finnland, Frankreich,
Italien, Luxemburg, Spanien und
Portugal möchten eine Über-
gangsfrist von 2 Jahren in An-
spruch nehmen. 

Danach, sollte es die Situation er-
fordern, kann diese Frist noch ein-
mal um 3 und dann um 2 weitere
Jahre auf insgesamt maximal 7
Jahre verlängert werden. Deutsch-
land und Österreich haben bereits
entschieden, auf jeden Fall für 5
Jahre ihre Arbeitsmärkte für Be-
schäftigte aus den neuen EU-Län-
dern zu schließen. Das heißt: die
Öffnung des deutschen Arbeits-
marktes wird frühestens am 1. Mai
2009, wenn nicht am 1. Mai 2011
erfolgen.

Als gravierend gilt das Problem
der Pendler, die in der Zukunft je-
den Tag aus Polen oder Tschechien
nach Deutschland zur Arbeit fah-
ren werden. Auch hier jedoch
muss man genau unterscheiden.
Das massenweise Pendeln aus Po-
len nach Mecklenburg-Vorpom-
mern, Brandenburg und Sachsen
wird kaum eintreten angesichts
der dort fehlenden Arbeit und der
nicht gerade enthusiastischen Po-
len-Einstellung vieler Ostdeut-
scher. Nur Berlin bietet auf dem
Gebiet der ehemaligen DDR ent-

schieden mehr Arbeitsmöglichkei-
ten, die schon jetzt von polnischen
Wochenpendlern genutzt werden.
In ganz Ostdeutschland jedoch
stellen die Beschäftigten aus ganz
Mittel- und Osteuropa, darunter
Polen, derzeit gerade einmal 0,2
Prozent aller Arbeitnehmer. 

Derweil ist dieser Anteil in den
bayerischen Grenzregionen zehn-
mal so hoch. Nur hier grenzt die
alte, reiche Bundesrepublik unmit-
telbar an den einst kommunisti-
schen Osten Europas, an Tschechi-
en, und das macht sich bemerkbar.
In Niederbayern, einer strukturell
schwächeren Region, die unter
Abwanderung junger, gut qualifi-
zierter Arbeitskräfte leidet, leisten
die tschechischen Pendler einen
wesentlichen Beitrag zur Erhö-
hung der Produktivität und zum
Strukturwandel.

An dieser Stelle lohnt auf jeden
Fall ein kurzer Blick in die Ver-
gangenheit. Über die Freizügig-
keit nämlich wurde auch gestrit-
ten, als Spanien und Portugal 1977
den Beitritt in die Gemeinschaft
beantragten, die noch EG hieß.
Damals fürchteten Deutschland
und andere nördliche Mitglied-
staaten ebenfalls, dass ihre Ar-
beitsmärkte überschwemmt wer-
den könnten. 

Ein wichtiger Grund dafür war die
hohe Arbeitslosigkeit, die in den
beiden Ländern Mitte der 80er
Jahre bei jeweils etwa 20 Prozent
lag. Es wurde befürchtet, dass die-
se Zahlen nach dem Beitritt noch
wachsen würden, da viele kleinere
und mittlere Betriebe dem Wett-
bewerb im gemeinsamen Markt
der EG nicht standhalten würden.

Wegen der schlechten Aussichten
auf dem heimischen Arbeitsmarkt
hatten sich gut drei Millionen Spa-
nier und Portugiesen schon früher
in anderen europäischen Ländern
um Arbeit bemüht. Nicht nur nach
Deutschland waren sie als Gastar-
beiter ausgewandert: Von den
eine Million Portugiesen, die sei-
nerzeit im Ausland lebten, hatten
sich 80 Prozent in Frankreich nie-

dergelassen. Paris, so sagte man im
Scherz, sei nach Lissabon die
zweitgrößte portugiesische Stadt
Europas.

Es schien wahrscheinlich, dass viele
spanische und portugiesische Gast-
arbeiter nach dem EG-Beitritt ihrer
Heimatländer versuchen würden,
Verwandte und Freunde nachzu-
holen. Diese Angst war so weit
verbreitet, dass sich der portugiesi-
sche Außenminister schon 1978 zu
dem Hinweis veranlasst sah, sein
Land wolle seine Rolle in einer er-
weiterten Gemeinschaft nicht auf
die des Lieferanten von Ar-
beitskräften beschränkt sehen. Am
Ende, als Spanien und Portugal der
EG am 1. Januar 1986 beitraten,
wurde die Freizügigkeit dortiger
Arbeitnehmer für 7 Jahre einge-
schränkt. Staatsangehörige der
beiden Länder, die schon in ande-
ren EG-Ländern lebten, mussten
jetzt zwar genauso behandelt
werden wie die eigenen Arbeit-
nehmer. Ein weiterer Zuzug be-
durfte aber der Genehmigung,
ebenso wie der Nachzug von Fa-
milienangehörigen.

Es setzte jedoch die umgekehrte
Tendenz ein. Der schnelle Auf-
schwung, den der EG-Beitritt den
beiden Staaten bescherte, führte
zu einer drastischen Verminde-
rung der arbeitsbedingten Aus-
wanderung und zur zunehmenden
Rückwanderung der spanischen
und portugiesischen Gastarbeiter
in ihre Heimatländer. 

Als dann am 1. Januar 1993 die
Einschränkung der Freizügigkeit
auslief, wurde diese Tatsache in
den übrigen EU-Ländern kaum
wahrgenommen. Vieles deutet
darauf hin, daß es bei der jetzigen
Osterweiterung nicht viel anders
sein wird.

10. Polens Landwirtschaft –
wer soll das bezahlen? 

Elzbieta und Henryk Maciejewski
betreiben im Dorf Klukowo, etwa
einhundert Kilometer nordöstlich
von Warschau, eine typisch polni-
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sche Landwirtschaft, wie sie in
Deutschland oder Dänemark nur
noch in Bilderbüchern zu sehen ist.
Auf dreieinhalb Hektar Land bau-
en sie Roggen und auf einem hal-
ben Hektar Kartoffeln an. Dazu
kommt noch ein Hektar Weide. Im
Stall stehen sieben Kühe und vier
Schweine, auf dem Hof gackert
eine Schar garantiert ökologischer
Freilandhühner. Der Stall von Frau
Elzbieta ist blitzsauber, die Euter
der Kühe werden von der Melke-
rin gründlich gewaschen, und die
rahmige Milch, die sie dreimal in
der Woche auf den Markt bringt,
schmeckt hervorragend. 

Dennoch ordnet die Molkerei, die
an den übrigen Tagen die Milch
abholt, Frau Elzbietas Milch in die
zweite Kategorie ein. Das veralte-
te Kühlgerät der Maciejewskis
schafft mit Mühe und Not eine
Temperatur von elf Grad – im Som-
mer kann auch davon nicht die
Rede sein. Viele Nachbarn, die nur
zwei oder drei Kühe besitzen, ha-
ben überhaupt kein Kühlgerät.
Um aber die Bakterienzahl in der
Milch gering zu halten, wäre der
Kauf eines neuen Gerätes, das auf
acht Grad abkühlt, unumgänglich
– doch diese Anschaffung würde
sich nie rentieren.. 

Bis Herbst 1997 war für die Macie-
jewskis die Welt noch in Ordnung.
Ihr Hof ermöglichte ihnen und
Herrn Henryks Eltern ein beschei-
denes Auskommen. Dann aber
hatte die EU Kontrolleure in pol-
nische Molkereien geschickt und
danach für gut ein Jahr den Import
von polnischen Milchprodukten in
die EU verboten. In der EU nämlich
trinkt man nur Milch der Klasse
eins – und erst als Polens Molkerei-
en nach umfangreichen Investitio-
nen in der Lage waren, diese Qua-
lität zu gewährleisten, durfte der
Export wieder aufgenommen wer-
den, nur so billig wie vorher war
die Milch nicht mehr 

Wieder einmal zeigte sich, dass ein
Preisvorteil, der einzig aus der
Rückständigkeit resultiert, nur kur-
ze Beine hat in der EU, wo für alle
dieselben Standards gelten. Die

von, was und ob er produziert. Die
polnischen Bauern werden somit
die einzige Bevölkerungsgruppe
sein, die bares Geld von der EU be-
kommt. Zu dem hat Polen einige
Jahre Zeit, um das komplizierte
und teure Erfassungssystem für die
Landwirtschaft einzuführen. 

Wir sitzen am Küchentisch der Ma-
ciejewskis und rechnen nach. Für
2004 beträgt die EU-Direktzahlung
für die Beitrittsländer ca. 40,–
Euro, das sind 161,– Zloty pro Hek-
tar. 4 Hektar x 161,– = 644,– Zloty.
Für die 3,5 Hektar Roggen gibt es
zusätzlich 311,50 Zloty (89,– Zloty
pro Hektar) und für die Weide
181,– Zloty. Macht zusammen zu-
sätzlich 1136,50 Zloty, d. h. knapp
32 Prozent des Einkommens aus
dem Jahr 2001, in dem die Macie-
jewskis auf ihrem Hof 3566,- Zloty
(etwa 891,50 Euro) verdient ha-
ben.

Alojzy Kalita, 47 Jahre alt, Macie-
jewskis Nachbar, hat 15 Hektar
Land, davon 3 Hektar Weiden, 2
Hektar Zuckerrüben und auf 10
Hektar baut er Raps, Weizen und
Mais an. Seine Rechnung sieht fol-
gendermaßen aus: 12 Hektar x
161,– Zloty = 1932,– Zloty plus 3
Hektar Weiden x 181,– Zloty =
543,– Zloty plus Zuzahlungen zur
pflanzlichen Produktion d. h. 10
Hektar x 281,– Zloty = 2810,– Zloty.
Das ergibt 5285,– Zloty im Jahr
2004, also knapp 26 Prozent des-
sen, was Kalita 2001 mit seinem
Betrieb verdient hat, nämlich
20431,– Zloty (etwa 5107,– Euro)   

In Klukowo lebt auch Pelagia
Orczykowa, eine 61-jährige Wit-
we. Ihre beiden Töchter wohnen
in Bialystok und Warschau, kom-
men manchmal mit den Schwie-
gersöhnen, um bei der Ernte zu
helfen. Frau Orczykowa schafft
kaum mehr die Arbeit auf den drei
Hektar Land, die ihr gehören, und
auf dem Hof, wo sie noch vier
Kühe und zwei Schweine zu ver-
sorgen hat. Man hat ihr gesagt,
dass sie nach dem EU-Beitritt, wie
alle Bauern die älter als 55 Jahre
sind, das Recht auf eine monat-
liche Frührente von etwa 800,–

Molkerei von Klukowo nimmt seit-
dem mit Handkuss jeden Liter
Milch Klasse eins entgegen, aber
nur wenige Bauern können sie lie-
fern. Auch Maciejewskis Hygiene-
niveau entspricht weiterhin dem
EU-Standard von vor einigen Jah-
ren und so stehen sie nun vor der
Wahl: entweder mehr Kühe an-
schaffen, investieren, sich verschul-
den oder spätestens 2007 mit der
Milchproduktion aufhören. Dann
nämlich, drei Jahre nach dem EU-
Beitritt, wird die etwas schlechtere
Milch endgültig auch vom polni-
schen Binnenmarkt verschwinden
müssen.

Das Dilemma der Maciejewskis ha-
ben auch viele andere. Mit etwa
1,3 Millionen Milcherzeugern hat
Polen etwa ebenso viele Milchpro-
duzenten wie die übrige EU zu-
sammen. Die meisten von ihnen
besitzen nur drei bis vier Kühe, die
jedoch wesentlich zum meist kar-
gen Lebensunterhalt ihrer Eigen-
tümer beitragen.

Generell jedoch erfüllt Polens we-
gen ihrer Rückständigkeit vielge-
schmähte Landwirtschaft drei
wichtige Aufgaben:

1. In einer Zeit hoher Arbeitslosig-
keit bindet sie viele Arbeitskräfte,
gibt den Menschen wenigstens ein
karges Auskommen, eine Heimat
und verhindert, dass um die Groß-
städte herum, wie in Afrika oder
Südamerika, Elendsviertel entste-
hen.  

2. Sie stellt genügend her und ge-
währleistet die Versorgung des
Landes mit den wichtigsten Agrar-
produkten.

3. Sie arbeitet aus Not ökologisch,
weil die Bauern nur wenig Geld
für Dünger, Pflanzenschutz- und
Unkrautvertilgungsmittel haben.
Polen hat sich entschieden, bis
2006, vielleicht sogar bis 2008, das
vereinfachte System der Direkt-
zahlungen anzuwenden, was be-
deutet: jeder, der ein und mehr
Hektar Agrarland besitzt, be-
kommt erst einmal eine Zuwen-
dung pro Hektar, unabhängig da-
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Zloty (ca. 200,– Euro) haben wird,
die ihr bis zum 65. Lebensjahr aus-
gezahlt werden kann, wenn sie
das eigentliche Rentenalter er-
reicht hat. Die Bäuerin will diese
Möglichkeit nutzen und hält be-
reits Ausschau nach einem Käufer
für ihre drei Hektar, die sie auf 
jeden Fall veräußern muss, um 
die Frührente zu bekommen. Herr
Kalita hat schon Interesse bekun-
det.

Alojzy Kalita schickt sich an, seinen
Betrieb zu vergößern, zu investie-
ren und sich der Konkurrenz seiner
westeuropäischen Kollegen zu
stellen. Er und seinesgleichen, und
nicht die Kleinstbauern, werden in
Zukunft das große unternehmeri-
sche Risiko eingehen. Sie werden
schnell merken, dass man auch mit
20 bis 30 Hektar in der EU nur
schwer über die Runden kommt.
Sie werden sich, wie viele ihrer
deutschen, französichen oder itali-
enischen Kollegen, einen Nebener-
werb (Agrartourismus, Verkauf di-
rekt vom Hof u. Ä.) suchen müs-
sen, um ihr Einkommen aufzubes-
sern.

Derweil wollen die Maciejewskis
ihre Kühe abschaffen und die Di-
rektzahlungen für ihre insgesamt
fünf Hektar nutzen bis sie in drei
(Herr Maciejewski) bzw. vier Jah-
ren (seine Frau) in Frau Orczkowas
Fußstapfen treten und mit der
Landwirtschaft aufhören können.
Sie werden ihren Boden verkaufen
oder verpachten und sich ihrem
Obstgarten und ihrem Hühnerstall

widmen. Niemand wird sie vertrei-
ben, und nach außen wird sich an
den bescheidenen Häusern der
Maciejewskis und Frau Orczyko-
was kaum etwas ändern. So wie
viele Menschen auf dem Lande in
Spanien, Portugal, Griechenland,
Süd-Italien, Irland, werden sie und
Zehntausende ihresgleichen in Po-
len, von der EU-Agrarpolitik weit-
gehend unberührt, ihren Lebens-
abend bescheiden dort verbrin-
gen, wo sie seit ihrer Geburt le-
ben. Vielleicht erleben sie noch 
die Zeit, wenn die ziemlich lädier-
te Überlandstraße nach Klukowo
mit EU-Geldern modernisiert, die
Kanalisation errichtet und die 
alte Kläranlage generalüberholt
wird.

Es gibt in Polen laut Statistik, 1,9
Millionen Höfe, aber nur 240 000
Haupterwerbsbetriebe und etwa
630 000 Höfe, die überwiegend
von der Landwirtschaft leben.

Der Rest der Bauern mit ihren zwei
bis drei Hektar, von denen man
auch im Vor-EU-Polen nicht leben
kann, verdient sich mit Hühnerhal-
tung, eigenen Schweinen oder
Kühen ein Zubrot zur Rente und
Arbeitslosigkeit oder erwirtschaf-
tet sein Haupteinkommen in In-
dustrie, Handwerk oder im Dienst-
leistungsbereich.

Mit seiner Agrarstruktur wird Po-
len jedoch beileibe nicht alleine in
der EU darstehen, obwohl es mit
einer durchschnittlichen Betriebs-
größe von 7 Hektar weit hinter

dem EU-Durchschnitt liegt (5,3
Prozent der heutigen EU-Bevölke-
rung leben von der Landwirt-
schaft, die durchschnittliche Be-
triebsgröße beträgt 17 Hektar).
Weit hinter diesem Durchschnitt
befinden sich jedoch auch Grie-
chenland, Italien, Portugal, Spa-
nien und Irland, wo zwischen 15
und 20 Prozent der Einwohner von
der Landwirtschaft leben und die
Durchschnittsgröße eines Betrie-
bes in Italien sogar kleiner ist als in
Polen.

Demnach liegen die Stolpersteine
für den EU-Beitritt in Polen weni-
ger bei den Bauern selbst als in
den nachgeordneten Bereichen.
Ein polnisches Schwein macht zu-
viele Umwege, bis es als Schnitzel
auf dem Teller landet. Die Bauern
sind, anders als in der EU, nur sel-
ten an der Vermarktung, dem
Transport, der Lagerung und am
Verkauf ihrer Produkte beteiligt. 

Viele Bauern bleiben skeptisch,
doch der EU-Beitritt wird gerade
auf dem Lande vieles verbessern.
Er wird vor allem zum ersten Mal
eine Berechenbarkeit in Bezug auf
Preise und Produktionsmengen
bringen für Landwirte, die heute
auf gut Glück anbauen und bei
guten Ernten auf ihrem Raps oder
Getreide sitzen bleiben bezie-
hungsweise tagelang vor Öl-
mühlen, Speichern und Schlacht-
höfen anstehen und um Abnahme
betteln müssen. 

Eine wesentliche Schwäche der
polnischen Landwirtschaft liegt
heute darin, dass auch die mittle-
ren und großen Betriebe vieles
gleichzeitig anbauen, dazu noch
Tiere halten, um bei schlechter
Nachfrage nach Zuckerrüben mit
Mais oder bei fallenden Schweine-
fleischpreisen mit Milch die Ein-
kommenslücken zu schließen. Alle
produzieren alles, und das geht
eindeutig auf Kosten der Produkti-
vität.

Die Mehrzahl der Kleinst- und
Kleinbauern wird ihr Land nach
und nach an die größeren ver-
pachten, wird bei den umfangrei-
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chen Infrastrukturinvestitionen,
die mit EU-Geldern bezahlt wer-
den sollen, Arbeit finden, wird,
dank der eintretenden Arbeitstei-
lung, zunehmend zu den Dienst-
leistungen überwechseln. Es gibt
nämlich noch heute in Polen so
manche Gegenden, wo Bauern
nicht nur selbst säen und ernten,
sondern auch selbst schlachten,
die Wurst machen, die Häute
präparieren, Schuhe besohlen und
sich die Haare schneiden, wo Geld-
automaten, Handys und Internet
kaum bekannt sind. Zudem wartet
die große Zahl alter Landwirte, die
arbeiten müssen obwohl sie es
kaum mehr können, nur darauf,
dank Frührenten und Stilllegungs-
prämien den Agrarmarkt räumen
zu dürfen.

Die Ankaufpreise für Zuckerrüben.
Milch, Rindfleisch werden, das
weiß man schon heute genau, um
20 bis 30 Prozent steigen und mit
ihnen dementsprechend auch die
Einkommen der Bauern und die
Verbraucherpreise. Bei Schweine-
fleisch dürfte, was den Ankauf-
preis angeht, alles beim alten blei-
ben, aber die Produktionskosten
werden (billigeres Getreide für
Futtermittel) sinken. Außerdem
sind die Futtermittelpreise in der
EU stabil. Damit dürfte für die pol-
nischen Bauern der Alptraum der
„Schweinehochs” (gute Getreide-
ernten, mangelnder Absatz, Ver-
fütterung des Getreides an
Schweine, Ankaufpreis pro Kilo-
gramm lebendiges Tier fällt auf 3,–
Zloty = ca. 0,75 Euro) und der
„Schweintiefs” (schlechte Getrei-
deernte, teure Futtermittel, der
Preis steigt auf 4,50 Zloty = ca. 1,15
Euro) vorbei sein. 

Steigen werden die Verbraucher-
preise für Pflaumen, Süß- und
Sauerkirschen, Erdbeeren und an-
deres Weichobst, weil die Export-
beschränkungen in die Alt-EU, wo
die Nachfrage groß ist, wegfallen
werden.

Noch verstehen die Maciejewskis
nicht allzuviel von Milchquoten
und Direktzahlungen, aber sie wis-
sen inzwischen, dass sie von der

wendung der Schengen-Regeln
eine Zunahme von Straftaten an
der deutsch-polnischen Grenze zur
Folge haben? 

Eine eindeutige Antwort gibt es
nicht. Auf manchen Feldern dürfte
die Einführung der Schengen-
regeln zu einer spürbaren Verbes-
serung der Situation führen. Men-
schenschmuggler und Schlepper
z. B. werden dann an Oder und
Neiße nicht mehr gebraucht. Das
Problem der illegalen Einreisen in
den Schengenraum wird sich an
die polnische Ostgrenze verlagern,
dorthin, wo es dann die entspre-
chenden Kontrollen gibt. Es dürfte
auch einen Rückgang des Schmug-
gels und der mit ihm verbundenen
Bandenkriege geben. Ende 2008
z. B. wird Polen, nach vorherigen
stufenweisen Erhöhungen, seine
Tabaksteuer endgültig auf EU-Ni-
veau anheben, womit der heutige
Preisvorteil endgültig aufgehoben
sein dürfte. Es müssten auch im
deutsch-polnischen Grenzbereich
die kriminellen Aktivitäten von
sog. Drittausländern deutlich
zurückgehen, weil die Grenze
ihren trennenden Charakter einer
Außengrenze einbüßen wird. 

Nichts ändern wird sich vorerst an
dem Ausmaß der Kriminalität, die
von polnischen Straftätern aus-
geht, die entlang der Grenze woh-
nen. Sie werden nicht in den Osten
umziehen. Um ihnen das Hand-
werk zu legen, müssen deutsche
und polnische Strafverfolgungs-
behörden ihre Zusammenarbeit in-
tensivieren, damit der Wegfall der
Kontrollen im Jahre 2006, bzw.
2007 nicht zu einem Anstieg der
Straftaten, vor allem Diebstählen
und Einbrüchen führt. Die schon
heute vorhandenen „kurzen
Dienstwege” zwischen den Poli-
zeien und Staatsanwaltschaften
müssen ausgebaut, das sog. Nach-
eilverfahren (Verfolgung von
Straftätern auf dem Gebiet des
Nachbarlandes) deutlich über das
heute übliche Schengen-Niveau er-
weitert werden.

Leichter dürfte es nach dem Weg-
fall der Kontrollen sein, Waffen

EU-Geld bekommen werden, und
sie wissen auch, dass ihre Zeit lang-
sam abläuft. Einen Computer wer-
den sie sich geanusowenig an-
schaffen, wie die dreißig bis vier-
zig Kühe, die sie haben müssten,
um rentabel zu sein. „Was kommt,
das kommt”, sagt Henryk Macieje-
wski, „Hitler haben wir überlebt
und den Kommunismus, schlimmer
als damals wird’s schon nicht wer-
den.”

11. Mit Schengen kommen
die Autodiebe?

Es mag überraschen, doch die Sta-
tistiken sprechen eine eindeutige
Sprache: auch polnische Kriminelle
müssen sich noch Mühe geben,
wenn sie das EU-Niveau erreichen
wollen. Die Kriminalität nimmt in
Polen zu, aber sie liegt, z. B. was
die Zahl der Morde, umgerechnet
auf die Einwohnerzahl, angeht,
zum Glück immer noch deutlich
hinter den entsprechenden hollän-
dischen, deutschen, französischen
oder italienischen Zahlen zurück.
Dennoch gibt es keinen Anlass zur
Freude, denn befriedigend ist die
Situation keineswegs. 

Vor allem im Grenzgebiet zu
Deutschland hat die Kriminalität
nach 1990, als negative Folge der
Grenzöffnung, zugenommen. Ne-
ben polnischen Kriminellen, haben
sich entlang der Grenze Gesetzes-
brecher aus Russland, Weißruss-
land, der Ukraine, aus dem Balti-
kum, Bulgarien, Rumänien und
Fernost etabliert. Es ist schwieriger
für sie, in den Schengenraum ein-
zureisen, also operieren sie von
Polen aus und mit Hilfe polnischer
Komplizen.

Zwei bis drei Jahre nach dem EU-
Beitritt, wenn es entsprechende
Auflagen an seiner Ostgrenze er-
füllt hat, wird Polen dem Schenge-
ner Abkommen beitreten, was den
Wegfall von Passkontrollen an der
deutsch-polnischen Grenze nach
sich ziehen soll (die Zollkontrollen
werden sofort nach dem Beitritt
am 1. Mai 2004 an die polnische
Ostgrenze verlegt). Wird die An-
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und Rauschgift über die Grenze zu
transportieren.

Und der Autodiebstahl? „In Polen
gestohlen” – das ist jedenfalls
nicht selten gelogen. Sowohl pol-
nische, wie auch deutsche Straf-
verfolger gehen davon aus, dass
40 bis 50 Prozent der von deut-
schen Staatsbürgern in Polen ge-
meldeten Autodiebstähle nicht
der Wahrheit entsprechen. In Fol-
ge der Vorbereitung auf den EU-
Beitritt sind in Polen elektronische
Dateien entstanden, die es ermög-
lichen mehr Licht in die dunklen
Machenschaften zu bringen. Der
Berliner „Tagesspiegel” berichtete
am 3. Juni 2002:

Nach einem längeren Blick in den
Computer stellte der Polizist auf
dem Hauptrevier der Hafenstadt
Stettin eine bohrende Frage: „Sie
waren in den vergangenen an-
derthalb Jahren drei Mal in Polen,
und jedes Mal wurde ihnen Ihr
Auto gestohlen?” Der Mann aus
Berlin auf dem Stuhl gegenüber
stutzte. (...) Dabei war es bei den
letzten Besuchen auf Polizeistatio-
nen des Nachbarlandes immer
glatt gelaufen. Ein Dolmetscher
notierte die Angaben des deut-
schen Touristen und diktierte sie
einem Polizisten in die Schreibma-
schine: Neues Auto vor einem Su-
permarkt abgestellt, nach dem

Einkaufen ein Restaurant besucht
– bei der Rückkehr nach zwei Stun-
den war es weg. Die deutsche Ver-
sicherung zahlte beim Stichwort
Polen meist problemlos. (...)

Sichtlich beeindruckt von der Spei-
cherung seiner beiden vorherigen
Anzeigen im Zentralrechner der
polnischen Polizei, verstrickte sich
der Berliner mehr und mehr in Wi-
dersprüche. Plötzlich konnte er
sich nicht mehr an das Restaurant
erinnern, selbst beim Kennzeichen
und dem Kilometerstand verhed-
derte er sich. „Als wir ihm Betrugs-
versuch vorwarfen und Untersu-
chungshaft androhten, packte der
Herr aus”, berichtet Kommissar
Mariusz Bajor von der Stettiner Po-
lizeikommandantur. „Der Dieb-
stahl war nur fingiert. In Wahrheit
hatte er seinen Audi A6 zu einem
Spottpreis an einen polnischen Au-
tohändler verkauft. Zusätzlich
wollte er seine Versicherung be-
trügen.” (...)

Vor allem Süd- und Osteuropäer
mit deutschem Pass melden häufig
den angeblichen Diebstahl „ihrer”
Autos, die in Wahrheit in Deutsch-
land gestohlen wurden, in Polen.
Die entsprechenden Papiere wur-
den zuvor gefälscht, der Auto-
schlüssel nachgemacht. „5000 Dol-
lar”, so erzählt Kommissar Barans-
ki „zahlen die international orga-

nisierten Aufkäufer in Polen für ei-
nen Betrug.” Gewöhnlich gingen
die Autofahrer erst zur Polizei,
wenn „ihre” Wagen die polnische
Ostgrenze passiert haben oder ir-
gendwo zerlegt oder frisiert wor-
den sind. Ab und zu versuchen
auch in finanzielle Probleme gera-
tene Berliner und Brandenburger
Autobesitzer auf eigene Faust ihr
Glück bei diesen Tricks.” Soweit
der „Tagesspiegel”.

Ob der Wegfall der Kontrollen die
Situation verschlechtert, oder ob
eine im Zuge des polnischen EU-
Beitritts immer enger werdende
Zusammenarbeit der Strafverfol-
gungsbehörden beider Staaten
das Risiko mindern kann, muss ein-
fach abgewartet werden. Eins je-
doch sollte auf jeden Fall festge-
stellt werden: die europäische In-
tegration und die Freizügigkeit
dürfen nicht zur Geisel einer zwar
sehr lästigen, aber dennoch zah-
lenmäßig unbedeutenden krimi-
nellen Minderheit gemacht wer-
den.

12. Kehrt Polen seinen 
östlichen Nachbarn den
Rücken zu?

„Finanziert mit Mitteln der Eu-
ropäischen Union”, verkünden
Aufkleber auf den Computern des
polnisch-ukrainischen Grenzüber-
ganges Hrebenne. Seit 1997 flos-
sen 124 Millionen Euro der EU für
die Ausrüstung der polnischen
Grenzpolizei im Osten mit Nacht-
sichtgeräten, Geländefahrzeugen
für die Inbetriebnahme des com-
putergesteuerten Schengen-Infor-
mations-Systems (SIS) zur Perso-
nen-Erkennung, für den Bau von
neuen Stützpunkten der Grenz-
polizei, die, nach EU-Regeln, im
Durchschnitt nicht weiter als 25
km voneinander entfernt sein dür-
fen.

Zusätzliche 280 Millionen Euro
versprach die EU Warschau beim
Gipfeltreffen in Kopenhagen im
Dezember 2002 für die Moderni-
sierung der polnischen Ostgrenze
mit Russland (Gebiet Kaliningrad –
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210 km), Weißrussland (416 km)
und der Ukraine (529 km). Abgese-
hen von der 103 km langen Gren-
ze mit Litauen, die eine EU-Bin-
nengrenze sein wird, muss sich Po-
len darauf einrichten, dass es, nach
Finnland die längste Landesgrenze
der EU (knapp 1200 km) zu über-
wachen haben wird. Um das zu ge-
währleisten, soll Polen bis 2006 mit
eigenem Geld die Einstellung von
5300 neuen hauptamtlichen
Grenzpolizisten bezahlen, welche
die jetzt noch ihren Dienst verse-
henden Wehrpflichtigen ersetzen
sollen.

Während Tschechien, Ungarn, die
Slowakei und Bulgarien bereits
2000–2001 die Visumspflicht für
Russen, Ukrainer, Weißrussen und
die Bürger anderer nachsowjeti-
scher Staaten eingeführt haben,
hat Polen alles getan, um diesen
Schritt möglichst lange hinauszu-
schieben. Immerhin leben hinter
der Grenze einige Hunderttausend
Polen, denen man die Einreise ins
Mutterland nicht erschweren woll-
te. Lwow, Grodno, Nowogrodek
und viele andere Orte, die dicht
hinter der polnischen Ostgrenze
liegen, sind auf Grund der jahr-
hundertelangen polnischen Prä-
senz dort und der vielen polni-
schen Kulturdenkmäler, wichtige
Stätten der nationalen polnischen
Selbstfindung. Ihre Zugänglichkeit
sollte nicht beschränkt werden.
Zudem spielt gerade in den armen
östlichen Grenzregionen der Klein-
handel mit den Besuchern aus dem
Osten (etwa 13 Millionen kamen
2002 nach Polen) eine wichtige

schränkt: der bereits erwähnte,
massenweise Kleinschmuggel von
Zigaretten und Alkohol. Er ist, an-
gesichts der großen Arbeitslosig-
keit, zur Grundlage sehr vieler Exi-
stenzen auf beiden Seiten der
Grenze geworden, kann es aber
auf Dauer in einem Rechtsstaat
nicht sein. Für Verwandte, Unter-
nehmer, Studenten, Wissenschaft-
ler, Künstler, Touristen dürfte die
Grenze weiterhin verhältnismäßig
leicht passierbar sein. 

Ein wichtiges Ziel der polnischen
Außenpolitik nach 1989 ist die För-
derung der weißrussischen und
ukrainischen Unabhängigkeit und
die strikte Weigerung, mit Russ-
land über die Köpfe seiner unmit-
telbaren Nachbarn hinweg zu
sprechen. Polen möchte keine
Wiedergeburt eines imperialen
Russlands. Aus diesem Grund tun
sowohl der polnische Staat wie
auch viele polnische freie Träger
(Vereine, Stiftungen usw.) viel, um
die Zusammenarbeit und Partner-
schaft mit der Ukraine und
Weißrussland auf den verschieden-
sten Feldern zu verstärken. Finan-
zielle Möglichkeiten der beiden
östlichen Partner sind fast nicht
vorhanden und die polnischen
sehr beschränkt. Polen, versteht
sich, wie Spanien und Portugal in
Bezug auf Lateinamerika, als ein
Interessenvertreter Weißrusslands
und der Ukraine in der EU. Darum
möchte Polen die finanziellen, or-
ganisatorischen und in-
tellektuellen Möglichkeiten der EU
nutzen, um seine Zusammenarbeit
mit diesen beiden Ländern zu in-
tensivieren, sie möglichst 
nah an europäische Standards, Ge-
pflogenheiten und Umgangsfor-
men zu bringen. Das ist ein wichti-
ger Aspekt des polnischen EU-Bei-
tritts, der leider oft übersehen
wird.

13. Polen – der trojanische
Esel Amerikas in der EU?

Die Wogen der Aufregung um den
Irak-Krieg haben sich inzwischen
geglättet, doch die Frage ist ge-
blieben und wird auch in Deutsch-

wirtschaftliche Rolle. Die Kehrseite
dieses Booms jedoch ist das mas-
senweise Mitbringen von Zigaret-
ten und Alkohol nach Polen durch
die im Volksmund mrowki (Amei-
sen) genannten östlichen Klein-
schmuggler und die damit verbun-
dene Kriminalität. 

Am 1. Oktober 2003, erst zum
letztmöglichen Termin, wird Polen
die Einreisevisa einführen, um den
Anforderungen von Schengen zu
genügen. Es ist eine der Vorausset-
zungen dafür, dass sich die Polen
ab 2006–2007 in der ganzen EU
ohne Pass frei bewegen können.
Um die Visabeschaffung zu er-
leichtern, hat Polen zusätzlich
Konsulate in Russland, Weißruss-
land und der Ukraine eingerichtet,
und die bestehenden erheblich
ausgebaut. Es gelang, die Ukraine
davon zu überzeugen, keine Visa
für Polen einzuführen, wofür sich
Polen damit bedankte, das es seine
Sichtvermerke für Ukrainer ge-
bührenfrei erteilen wird. Leider ist
dies im Falle Russlands, das Visa-
gebühren von bis zu 60 Dollar er-
heben möchte, und Weißrusslands
nicht gelungen. 

Kritiker sprechen dennoch von ei-
ner „zweiten Berliner Mauer” und
warnen, die Visumspflicht wird er-
hebliche ökonomische Nachteile
bringen und könnte zu dem die
Ukraine und Weißrussland endgül-
tig von Europa isolieren. In Wirk-
lichkeit wird vor allem ein auf
Dauer nicht haltbarer Zustand,
wenn nicht ganz abgeschafft,
dann auf jeden Fall deutlich einge-
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land nicht selten gestellt: Wenn
die Polen Amerka so lieben, was
wollen sie dann in der EU? 

In der Zeit des Irak-Krieges von
2003 jedenfalls war man vielerorts
in Deutschland gar nicht gut auf
die Polen zu sprechen. Aber hat-
ten es sich die Polen nicht selbst
zuzuschreiben, als sie so viel Häme
und Schelte ernteten. Diese „willi-
gen Adjutanten Washingtons”
(Frankfurter Rundschau), diese
„trojanischen Esel der USA in Euro-
pa” (Süddeutsche Zeitung), diese
„Söldner Amerikas”, die sich wie
eine „selbstherrliche Großmacht
von Amerikas Gnaden” (Tageszei-
tung) aufführten und doch nur
eine „Siegermacht mit 200 Solda-
ten” (Tagesspiegel) waren. Wenn
sich ausgerechnet ein Volk von
Dieben (Kabarett-Sendung des
RTL: „Witz des Jahres: Polnische
Soldaten überwachen irakische
Räuber”) und Schwarzarbeitern
(RTL: „Die Polen werden die Wüste
zukacheln”) in „militärischer Groß-
mannssucht” (Tageszeitung) an-
schickt, den Irak wieder aufzu-
bauen, kann man da nicht wahr-
lich nur Tränen lachen? 

Wer es bei der Feststellung belässt,
die Polen hätten bewusst die Rolle
von US-Marionetten gewählt oder
seien einem falschen Bewusstsein
erlegen, der verkennt die Lage. Es
gibt noch durchaus Europäer, die
Polen gehören mehrheitlich dazu,
die keinen Ehrgeiz verspüren, den
Amerikanern unbedingt zu trot-
zen. Sie haben kein Problem da-
mit, die „american leadership” zu
akzeptieren. Die amerikanische
Führungsmacht ist einerseits wohl-
tuend weit entfernt, andererseits
haben alle ihre bisherigen Inter-
ventionen in Europa (Erster und
Zweiter Weltkrieg, die Berlin-
Blockade von 1948, der Nato-Dop-
pelbeschluss von 1982, der Balkan
nach 1989) aus polnischer Sicht
dem Kontinent nur gut getan, weil
sie wesentlich dazu beigetragen
haben, dem nationalsozialisti-
schen, kommunistischen und post-
kommunistischen (Serbien) Totali-
tarismus Einhalt zu gebieten. Ganz
anders wäre es, wenn einer der eu-

ropäischen Staaten versuchte, in
diese Rolle zu schlüpfen, sei es
Frankreich, Deutschland, Großbri-
tannien oder wer auch immer. So-
bald ein europäisches Land die EU
zum Gefährt eigener Interessen
machen will, muss es damit rech-
nen, dass ihm die Nachbarn die
Gefolgschaft verweigern. So funk-
tioniert nun einmal Europa (nicht).

Derweil legte französisches, aber
auch deutsches Verhalten im Vor-
feld des Irak-Krieges immer häufi-
ger in Polen den Verdacht nahe,
die Kandidatenländer Osteuropas
träten nicht der EU bei, um die Zu-
kunft des Kontinents gemeinsam
zu gestalten, sondern schlössen
sich einem französisch-deutschen
Dominium an, das in strikter Op-
position zu den Vereinigten Staa-
ten steht. Große Teile der Politik
und der Öffentlichkeit vieler west-
europäischer Länder sehen inzwi-
schen im Antiamerikanismus ein
wichtiges Fundament der europäi-
schen Einigung und einen wichti-
gen Baustein der aufkommenden
gemeinsamen europäischen Iden-
tität. Zudem stellen sie andere vor
die Wahl, sich für Europa oder
Amerika entscheiden zu müssen.
In der Vorstellungswelt nicht we-
niger westeuropäischer Politiker
und Intellektueller kann man nur
Frankreichs und Deutschlands Cla-
queur oder ein „Stiefellecker der
Amerikaner” sein. Obwohl Europa
dazu weder wirtschaftlich noch
technologisch, noch militärisch in
der Lage ist, möchten nicht weni-
ge Meinungsführer in Westeuropa
eine EU errichten, die ein Gegen-
gewicht zu Amerika bildet. Aus
polnischer Sicht ist diese Politik des
„Keep the Russians in and the
Americans out of Europe” ein ge-
fährliches Abenteuer. 

Man hat in Polen mit wachsender
Verwunderung wahrgenommen,
dass sich die vielbeschworene ge-
meinsame europäische Außenpoli-
tik während der Irak-Kriese darin
erschöpfte, dass die beiden rang-
höchsten Politiker Frankreichs und
Deutschlands, ohne sich um die
anderen Europäer viel zu küm-
mern, ihre höchst umstrittenen

Entscheidungen zur Irak-Frage in
Zeitungsinterviews, auf Pressekon-
ferenzen und bei Wahlkampfver-
anstaltungen verkündeten, sie zu
„europäischen Positionen” hoch-
stilisierten und sich anschließend
darüber beklagten, dass die an-
deren (die Briten, die Dänen, die
Italiener, die Spanier, die Ost-
europäer) ihnen die Gefolgschaft
verweigerten.

Nicht anders erging es der gemein-
samen europäischen Verteidi-
gungspolitik, die sich in der Zeit
der Irak-Krise hauptsächlich darauf
zu beschränken schien, Polen vor-
zuwerfen, es hätte moderne F-16-
Kampfflugzeuge in den Vereinig-
ten Staaten bestellt „und nicht
etwa bei den europäischen Part-
nern”, wie sogar die pazifistische
„Tageszeitung” empört feststellte.
Dass die amerikanische Offerte mit
Abstand die Beste war, dass Polen
gleichzeitig Truppentransporter in
Finnland, Haubitzen in Großbri-
tannien, Transportflugzeuge in
Spanien kaufte, wurde einfach
übersehen.

Keine Frage: Polen möchte in der
EU sein und zwar aus den Grün-
den, die im Kapitel 4 eingehend
erläutert wurden. Doch aus polni-
scher Sicht bietet nur eine starke,
funktionsfähige und zugleich in
eine gut funktionierende nordat-
lantische Partnerschaft eingebun-
dene EU die Gewähr für einen
dauerhaften Frieden in Europa.
Um nur ein Beispiel zu nennen:
Man mag sich gar nicht vorstellen,
wie heute der Balkan ohne die Ein-
mischung der Vereinigten Staaten
aussähe.

Die europäische Integration darf
die Nato nicht beschädigen. Des-
wegen müht sich Polen, sich so zu
verhalten, wie eine lebensweise,
aber treue Liebhaberin, die ihre
beiden Freunde nie betrügen wür-
de. Anders ausgedrückt: Polen
nimmt sich die Freiheit, sich der
von vielen Westeuropäern bevor-
zugten Entweder(Europa)-Oder-
(Amerika)-Politik zu entziehen.
Nicht aus List und Bequemlichkeit,
denn es wäre sicher einfacher, so
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zu tun, als ginge das alles einen
nichts an – unsere Hütte steht ja
am Dorfrand. 

Weil es jedoch im Westen zwi-
schen London und Warschau kaum
jemand anders für angebracht
hielt, sich mit Amerika – statt mit
Saddam Hussein – solidarisch zu
erklären, fand sich Polen, plötzlich
und unverhofft an vorderster
Front der Irak-Politik, wollte nicht
kneifen und schickte etwa 200 Sol-
daten in den Kampf als Zeichen
seiner der Verbundenheit mit
Amerika.

Das hatte auch historische Gründe.
In Deutschland ist ein Mann wie
Friedrich von Steuben, der preu-
ßische Offizier, der später an der
Seite Washingtons im Unabhän-
gigkeitskrieg kämpfte und einer
der Schöpfer der amerikanischen
Armee war, eine weithin unbe-
kannte Person. Wer erinnert sich
schon an ihn? Anders verhält es
sich in Polen, wo die Erinnerung
an die eigenen Helden des ameri-
kanischen Befreiungskrieges wie
eh und je sehr lebendig ist: an Ka-
zimierz Pulaski etwa, der als ame-
rikanischer Kavalleriegeneral bei
Savannah fiel, oder an Tadeusz
Kosciuszko, der einst West Point
baute und heute, in Bronze gegos-
sen, jedem feierlichen Gelöbnis
der Elite der US Army beiwohnt. 

Polen haben ein ähnliches Verhält-
nis zu Amerika wie Italiener oder
Iren, die bis heute nicht ganz im
amerikanischen Schmelztiegel un-
kenntlich geworden sind. Es gibt
etwa zehn Millionen polnischstäm-
mige Amerikaner, die dem knapp
zwei Jahrhunderte lang dreigeteil-
ten, dann von den Nazis und So-
wjets besetzten, schließlich kom-
munistisch gewordenen Polen in
seinem Ringen um Freiheit stets
treu zur Seite standen. Nicht weni-
ge von ihnen waren unter den An-
gestellten, den Polizisten, den Feu-
erwehrleuten, die am 11. Septem-
ber ums Leben gekommen sind.
Sie hatten ferne und nahe Ver-
wandte in Polen. Amerika war und
ist ein Teil von Polen, weil die Po-
len es gemeinsam mit vielen ande-

einen wesentlichen Teil der Kosten
übernehmen, so wird Polen doch
die Bezüge seiner Truppen selbst
bezahlen: Söldner sind die polni-
schen Soldaten nämlich nicht. 

Kurzum: Mit Polen tritt kein „tro-
janisches Pferd Amerikas” der EU
bei, sondern ein Land, das, wie
Großbritannien, keinen Hehl dar-
aus macht, dass Europa und Ame-
rika zueinander gehören.

14. Polen in der EU – die
Trauben hängen hoch

Die Vorstellung, der EU-Beitritt
wird Polen schnell in ein Schlaraf-
fenland verwandeln, entspricht
leider nicht den Tatsachen. Umge-
kehrt, er stellt das Land vor große
finanzielle Herausforderungen,
die, wenn sie nicht gekonnt ge-
meistert werden, ernsthafte politi-
sche und soziale Spanungen nach
sich ziehen können. 

Schon im Jahr 2004 wird Polen (für
Mai bis Dezember) gut 1,5 Milli-
arden Euro EU-Mitgliedsbeitrag
nach Brüssel überweisen müssen.
Ab 2005 werden es dann knapp
2,5 Milliarden Euro pro Jahr sein.
Zudem sind ab 2004 jährlich gut
100 Millionen Euro Beitrag für die
Europäische Aufbaubank fällig. 

Hinzu kommen knapp 300 Millio-
nen Euro Gründungskapitalbeteili-
gung an der Europäischen Zentral-
bank. Gleichzeitig werden etwa
800 Millionen Euro bisheriger jähr-
licher polnischer Zolleinnahmen
nicht mehr in den nationalen
Haushalt, sondern direkt nach
Brüssel fließen. 

Damit die Direktzahlungen für die
Landwirtschaft aus dem nationa-
len Haushalt von 25 auf 36 Prozent
des EU-Niveaus augestockt werden
können (siehe Kapitel 10), sind 40
Millionen Euro nötig. Etwa 1 Milli-
arde Euro sollten bereits 2004 in
Reserve sein, damit die Gegen-
finanzierung der EU-Strukturinves-
titionen in Polen gewährleistet ist.
In den nächsten Jahren muss sich
dieser Betrag verdoppeln, will Po-

ren europäischen Nationen aufge-
baut haben. Und obwohl der Irak-
Krieg auch in Polen alles andere
als populär war, sahen und sehen
die meisten Polen keinen Grund,
sich von Amerika abzuwenden in
einem Moment, als es auf ihre So-
lidarität hoffte. 

Niemand sprach es aus, und den-
noch lag es in der Luft: Man woll-
te Amerika auch in die Pflicht neh-
men, sollte sich eines Tages viel-
leicht doch wieder die Frage stel-
len, ob es sich denn lohne, für
Danzig zu sterben – eine Frage, die
Frankreich schon einmal, 1939, ge-
stellt und mit Nein beantwortet
hatte. Die Polen sind nun einmal,
wer kann es ihnen verdenken, mit
einem höchst empfindlichen histo-
rischen Langzeitgedächtnis ausge-
stattet.

Obgleich deutsche Pazifisten, wie
in der „Tageszeitung” geschrie-
ben, das Land beinahe schon in die
dunkelbraune Ecke abschoben, als
sie verkündeten, Polen beteilige
sich „an einem völkerrechtswidri-
gen Angriffskrieg”, kann das nicht
die polnische Freude darüber trü-
ben, einen bescheidenen, aber
konkreten Beitrag dazu geleistet
zu haben, dass das Foltern, Mor-
den und Giftmischen Im Irak auf-
gehört hat. Jetzt blicken die polni-
schen Soldaten mit den Amerika-
nern und Briten in die vor einiger
Zeit entdeckten Gruben mit Tau-
senden von Leichen – Opfern des
Hussein-Regimes. Und wieder ein-
mal stellt sich die Frage, deren Be-
antwortung Polen zeitweilig eini-
gen EU-Staaten entfremdet hat:
Darf der Frieden um jeden Preis
wirklich jede Schandtat heiligen?

Noch weiß man nicht genau, ob
das Gebiet, in dem die Massengrä-
ber liegen, zur polnischen Stabi-
lisierungszone im Irak gehören
wird – einer Zone, die manchen in
Deutschland geradezu abwegig
vorkommt, die aber nicht absurder
ist als die französische Besatzungs-
zone in Deutschland, die General
de Gaulle einst von den Amerika-
nern übernommen hat. Und wenn
auch die Amerikaner, wie damals,
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len seinen Eigenbeitrag, der bei 20
bis 50 Prozent liegt, zu den EU-
Projekten leisten. 

Ohne diese Eigenbeteilgung wird
es kein Geld aus Brüssel geben.
Das alles bedeutet, dass in den
polnischen Staatsausgaben in den
nächsten ein bis zwei Jahre enor-
me Einsparungen und Umschich-
tungen vorgenommen werden
müssen, um die erwähnten Sum-
men bereitzustellen. 

Das wiederum heißt: Einschrän-
kung vieler Subventionen und So-
zialausgaben, soziale Spannungen
und Proteste. Gelingt es jedoch
nicht, die genannten Einschnitte
durchzusetzen, damit die EU-Gel-
der abberufen werden können,
dann droht Polen ein Land zu wer-
den, das in den ersten Jahren sei-
ner EU-Mitgliedschaft mehr Geld
in die EU-Kassen einzahlt, als es
von dort bekommt. 

Wie man sieht, stellt der EU-Bei-
tritt die polnische Innenpolitik vor
enorme Herausforderungen. 

15. Polen, Deutschland 
und die EU – Chance
und Voraussetzung für
ein Miteinander 

In den frühen 90er Jahren sprach
man oft und zu Recht von der
polnisch-deutschen Interessenge-
meinschaft, als einem völlig neu-
en, stabilen Fundament der früher
so leidvollen Beziehungen zwi-
schen beiden Völkern und Staaten.
Diese Interessengemeinschaft be-
ruhte darauf, dass Deutschland
seine Lage am Rande des Westens
(siehe Kapitel 3) in eine EU-Bin-
nenlage verwandeln und Polen
seinerseits (siehe Kapitel 4) auf je-
den Fall der EU beitreten wollte.
Das Projekt lief unabhängig von
den Stimmungen, Vorurteilen, Be-
fürchtungen, die es im polnisch-
deutschen Verhältnis zur Genüge
gab und immer noch gibt. 

Man sprach auch oft davon, dass
Deutschland die Rolle des Anwal-
tes Polens auf dem Wege in die EU

wahrnahm. Wo es einen Anwalt
gibt, dort gibt es auch einen Man-
danten. Anwalt und Mandant ha-
ben ein gemeinsames Ziel – den
Prozess zu gewinnen, was keine
Eintracht zwischen ihnen voraus-
setzt, weil die Meinungen der bei-
den, wie man den Prozess gewin-
nen kann, durchaus unterschied-
lich sein können. So kam es zwi-
schen Polen und Deutschland zu
Meinungsverschiedenheiten in vie-
len Einzelfragen (Öffnung des EU-
Arbeitsmarktes, Direktzahlungen
in der Landwirtschaft, das Land-
kaufen durch EU-Bürger in Polen),
doch die strategische Interessen-
gemeinschaft funktionierte erfolg-
reich.  

Inzwischen ist der EU-Beitritt Po-
lens praktisch vollzogen, der ein-
stige Mandant hat sich längst
emanzipiert (siehe die Beitritts-
Endverhandlungen in Kopenha-
gen im Dezember 2002 oder den
Irak-Krieg), aber die Bedeutung
des polnischen EU-Beitritts für die
polnisch-deutschen Beziehungen
ist kaum zu überschätzen. Sie kön-
nen durchaus mit den britisch-iri-
schen verglichen werden. Beiden

Relationen waren eine jahrhun-
dertelange, abgrundtiefe Feind-
schaft und Misstrauen, tiefe Wun-
den, ein riesiges Ungleichgewicht
der Potenziale eigen. Der EU-Bei-
tritt beider Länder hat bewirkt,
dass, obwohl die Potenziale wei-
terhin unterschiedlich sind, die
Iren den Briten am EU-Tisch auf
gleicher Augenhöhe begegnen,
dass man aufeinander angewiesen
ist und ohne einander nicht kann. 

Nicht anders sieht es in den
polnisch-deutschen Beziehungen
aus. Der dauerhafte Verbleib Po-
lens außerhalb der EU würde be-
deuten, dass jedes der beiden Län-
der, um die Fußballsprache zu be-
mühen, in einer anderen Liga
spielt. Ein distanziertes, langfristi-
ges polnisch-deutsches Nebenein-
ander wäre die Folge. In der EU
sein bedeutet für beide Länder:
Durchdringung, Integration, Ge-
meinsamkeit, bedeutet Miteinan-
der und Füreinander sein. Alle
Voraussetzungen dafür sind mit
dem polnischen EU-Beitritt gege-
ben. Es liegt nur noch an uns, den
Bürgern, ob wir diese Chance
nutzen.
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